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I. Einleitung 
Die Beteiligung der Europäischen Gemeinschaften 
an multilateralen Völkerrechts übereinkommen 
Von Man/red A. Dauses, Luxemburg 
Die Europäischen Gemeinschaften sind längst eine Realität im internation.alen 
Wirtschaftsleben geworden. Mit Hilfe eines breitgefächerten lnstrumentanums 
von Aktionsmitteln entfalten sie in zunehmendem Maße Aktivitäten gegenüber 
Drittländern und zwischenstaatlichen Organisationen. Die Aktionsmittel müssen 
in vollem Umfang genutzt werden, um die Rolle der Gemeinschaft im internatio-
nalen Geschehen zu stärken und eine stetige und erfolgreiche Gemeinschaftsprä-
senz zu sichern. 
Die Mitgliedstaaten haben den Europäischen Gemeinschaften bei der Gründung 
gewisse Ziele in der Völkerrechtsordnung gesetzt und sie mit entsprechenden 
Mitteln ausgestattet, um sie in die Lage zu versetzen, einen eigenen, von dem der 
Mitgliedstaaten verschiedenen rechtlichen Willen zu äußern. Ihre formelle 
Fähigkeit, völkerrechtliche Verträge abzuschließen, folgt aus ihrer partiellen 
Völkerrechtssubjektivität, t ihre materielle Befähigung aus den entsprechenden 
Kompetenzregelungen ihrer Gründungsverträge. 
Die Gründungsverträge enthalten unterschiedliche Formulierungen bezüglich der 
Außenbeziehungen der Gemeinschaften. Während der EG KS- und der EAG-Ver-
trag fest umrissene Bereiche betreffen, in denen sich die Außenzuständigkeiten 
nach den spezifischen Aufgabenbereichen der Organisationen unmittelbar aus den 
Vertragszielen selbst bestimmen (Art. 6 bzw. Art. 101), bezieht sich der 
EWG-Vertrag auf einen umfassenden Sachbereich, dessen Grenzen nicht fest 
umrissen sind. Die von ihm begründeten Außenkompetenzen sind daher mit 
spezifischen Bereichen wie Zolltarifen, gemeinsamer Handelspolitik, Assoziierun-
gen mit Dritt/ändern oder Beziehungen zu anderen internationalen Organisatio-
nen verbunden. 
So ist die EWG gemäß Art. 113 EWGV zum Abschluß von Zoll-, Handels- und 
Kooperationsabkommen und gemäß Art. 238 EWGV zum Abschluß von 
Assoziierungsabkommen berechtigt. Sie hat Handelsabkommen auf der Rechts-
grundlage des Art. 113 EWGV mit etwa 30 Ländern Mittel- und Nordeuropas, des 
europäischen Mittelmeerraumes und des afrikanischen, asiatischen und amerikani-
1 Die Rechtspersönlichkeit der Gemeinschaften ergibt sich gemeinschaftsrechtlich aus den Art 6 EGKSV, 210 
EWGV und 184 EAGV. . 
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sehen Kontinents geschlossen. Ein Abkommen über den Handel mit T extilerzeug-
nissen besteht zwischen der EWG und dem Staatshandelsland Rumänien. In 
Ausführung der Beschlüsse der Pariser Gipfelkonferenz 1972 werden die 
Möglichkeiten einer gemeinschaftlichen Handelspolitik gegenüber den osteuro-
päischen Staatshandelsländern und dem COMECON geprüft. Am 3. April 1978 
wurde ein Handelsabkommen mit der Volksrepublik China unterzeichnet, das an 
die Stelle der zwischen China und den Mitgliedstaaten bestehenden bilateralen 
Abkommen getreten ist. Es wurde vom Rat am 2. Mai 1978 genehmigt und ist am 1. 
Juni 1978 in Kraft getreten. la Assoziierungsabkommen auf der Rechtsgrundlage 
des Art. 238 EWGV bestehen mit über 60 Staaten des europäischen Mittelmeerrau-
mes, des afrikanischen und asiatischen Mittelmeerraumes und mit Staaten in 
Afrika, in der Karibik und im Pazifik (sog. AKP-Staaten). 49 Staaten davon sind im 
Rahmen des in Lome unterzeichneten Globalabkommens über handelspolitische 
Zusammenarbeit, Stabilisierung der Ausfuhrerlöse und industrielle, technische 
und finanzielle Zusammenarbeit assoziiert. 1b 
Gemäß Art. 229 EWGV pflegt die EWG Beziehungen zu internationalen 
Organisationen, insbesondere den Vereinten Nationen, ihren Sonderorganisatio-
nen und dem GATT. Sie ist aktiv im Rahmen der Organisation der Vereinten 
Nationen tätig, um die Gemeinschaftsbelange in den verschiedenen Verhandlungs-
gremien zu wahren. Dabei beteiligt sie sich in erster Linie an den Arbeiten des 
Wirtschafts- und Sozialrates der UNO (ECOSOq, der Wirtschaftskommission 
für Europa (ECE) und der UN-Organisation für industrielle Entwicklung 
(UNIDO). Mit dem Europarat hat die EWG gemäß Art. 230 EWGV jede 
zweckdienliche Zusammenarbeit herbeizuführen; die Zuständigkeitsbereiche der 
heiden Organisationen überschneiden sich teilweise und können nur schwer-
punktmäßig voneinander abgegrenzt werden. Im Rahmen der OECD nimmt die 
EWG an den Arbeiten des OECD-Rates und der verschiedenen Ausschüsse dieser 
Organisation (Handelsausschuß, Landwirtschaftsausschuß, Ausschuß für Ent-
wicklungshilfe u. a.) teil. Ferner beteiligt sie sich an den Arbeiten der Internationa-
len Arheitsorganisation (ILO), der Welternährungsorganisation (FAO) und der 
UNESCO. 
Enge Zusammenarbeit herrscht auch zwischen der EAG und der Internationalen 
Atomenergieorganisation (IAEO), mit der die Gemeinschaft kürzlich drei neue 
Abkommen betreffend die Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Kernfusion bzw. der Wasserstoffgewinnung aus Wasser geschlossen hat. Insge-
samt sind derzeit 6 Abkommen zwischen der EAG und der IAEO in Kraft. 
Im Rahmen multilateraler Verhandlungen nimmt die Gemeinschaft aktiv an den 
Tätigkeiten des GATT, der Konferenz für Internationale Wirtschaftliche Zusam-
la Rats-VO (EWG) Nr. 946/78 vom2. 5.1978, ABI. Nr. L 123, S. 1 ;.Mitteilungdes Inkrafttretens in ABI. Nr. L 143, 
S.28. 
lb Vgl. u. a. Baumgartner, Institutionelle Aspekte des AKP-EWG-Abkommens von Lome, EuR 1978, 105. 
140 Heft 2 - 1979 Dauses, Die Beteiligung der Europäischen Gemeinschaften 
menarbeit (Nord-Süd-Dialog), der UNCTAD und neuerdi.ngs auch der I~terna­
tionalen Seerechts konferenz teil. Im Rahmen des GA TI 1st vor allem die sog. 
T okio-Runde zu erwähnen, in der die Gemeinschaft ein auf neuen Grundlagen 
beruhendes Zolltarifsystem (Anpassung der Zollbewertungssysteme an Art. VII 
des GA TI) vorgeschlagen hat. 
Zunehmende Bedeutung hat in den letzten Jahren die Gemeinschaftsbeteiligung an 
multilateralen Völkerrechtsübereinkommen erlangt. Die Rolle der EG bei der 
Aushandlung und als Vertragspartei mehrseitiger Völkerrechtsverträge gewinnt an 
Profil und rechtspraktischer Bedeutung. Sie geht mit der allgemeinen Tendenz der 
neueren Völkervertragspraxis einher, im Zuge wachsender Interdependenz der 
Staatengemeinschaft vor allem auf wirtschaftlichem Gebiet multilateralen Bezie-
hungen den Vorzug vor dem klassischen Bilateralismus zu geben. 
Der Grad der materiellen Beteiligung der Gemeinschaft reicht von der einseitigen 
gemeinschaftlichen Verpflichtungserklärung bis hin zur vollen Stellung als 
gleichberechtigte Vertragspartei. So ist die EWG vollberechtigte Vertragspartei der 
Internationalen Weizenhande1sübereinkommen sowie der damit verbundenen 
Nahrungsmittelhilfeübereinkommen von 1967 und 1971, die sie an Stelle der 
EG-Mitgliedstaaten abgeschlossen hat.2 Sie ist neben den Mitgliedstaaten Partei 
des 4. Internationalen Zinnübereinkommens3 und des Internationalen Olivenöl-
übereinkommens von 1963 in der Fassung des Verlängerungsprotokolls von 
1973: Ferner hat sie das übereinkommen von Barcelona vom 16. Februar 1976 
zum Schutz des Mitte1meers vor Verschmutzung sowie das Protokoll zur 
Verhütung der Verschrnutzung des Mittelmeers durch das Einbringen durch 
Schiffe und Luftfahrzeuge geschlossen.5 Bei letzterem sind neben der Gemein-
schaft auch einige (nicht alle) EG-Mitgliedstaaten Vertragsparteien (sog. gemisch-
tes übereinkommen). 
Die EG strebt derzeit ihre Beteiligung an einer größeren Anzahl weiterer 
multilateraler übereinkommen bzw. geplanter übereinkommen an, zu denen u. a. 
die folgenden gehören: Protokoll zu dem genannten übereinkommen von 
Barcelona vom 16. Februar 1976 über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der 
Verschrnutzung des Mittelmeers durch 01 und andere Schadstoffe in Notfällen; 
Bonner übereinkommen vom 9. Juni 1969 über die Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung von Olverschmutzungen der Nordsee; Europäisches übereinkom-
men zum Schutz internationaler Wasserläufe vor Verschrnutzung; übereinkom-
men zur Verhinderung der Meeresverschmutzung tellurischen Ursprungs (Pariser 
Konferenz); Danziger Konvention über die Fischerei und den Schutz der lebenden 
Ressourcen in der Ostsee und den Belten; Europäisches übereinkommen vom 13. 
Dezember 1968 über den Schutz von Tieren beim internationalen Transport; 
2 Beschluß Nr. 70/208/EWG des Rates vom 17.3. 1970, ABI. Nr. L 66, S. 1; Beschluß Nr. 741406/EWG des Rates 
vom 25. 6. 1974, ABI. Nr. L 219, S. 24. 
3 Beschluß Nr. 72/155/EWG des Rates vom 22. 3. 1972 ABI. Nr L 90 S 1 
4 BGBI. II 1973, 1311,1340. ,. , .. 
5 Beschluß Nr. 77/585/EWG des Rates vom 25. 7. 1977, ABI. Nr. L 240, S. 1. 
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Europäisches übereinkommen zum Schutz von Tieren in landwirtschaftlichen 
Tierhaltungen; Revidierte Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 (sog. 
Mannheimer Akte); Pariser Verbandsübereinkunft (gewerblicher Rechtsschutz) 
vom 1. Juli 1884; geplantes Abkommen über die Gründung einer Europäischen 
Stiftung (Aufgabe der Stiftung soll die bessere Verständigung zwischen den 
Völkern der Gemeinschaft und die bessere Kenntnis des kulturellen Erbes Europas 
sein); geplante Internationale Seerechtskonvention der 3. Seerechtskonferenz der 
Vereinten Nationen. 
Die Beteiligung der Gemeinschaft an multilateralen Völkerrechtsübereinkommen 
wirft klärungsbedürftige Rechtsfragen verschiedener Art auf, von denen in dieser 
Untersuchung nur die für die derzeitige EG-Vertragspraxis vordringlichsten 
erörtert werden können. Sie betreffen die Außenkompetenz der Gemeinschaft (I); 
den Umfang der EG-Beteiligung an Völkerrechtsübereinkommen unter besonde-
rer Berücksichtigung gemischter Obereinkommen (II); EG-Beteiligungsklauseln 
an multilateralen Ubereinkommen (IlI); Sitz- und Stimmrechtsregelungen in 
multilateralen Obereinkommen (IV); EG-Schutzklauseln in multilateralen Ober-
einkommen (V); schließlich die kontroverse Frage der Zulässigkeit eines mitglied-
staatlichen Handeins für die Gemeinschaft in den Fällen, in denen trotz bestehender 
ausschließlicher Gemeinschaftszuständigkeit eine Gemeinschaftsbeteiligung an 
an einem übereinkommen nicht zu verwirklichen ist (VI). 
11. Die Außenkompetenz der Europäischen Gemeinschaften 
Inhalt und Umfang der auswärtigen Gewalt der Gemeinschaft bilden seit längerem 
einen Gegenstand der Auseinandersetzung im Schrifttum6 und in der Rechtspre-
chung des EuGH. Letzterer hat sich mit Fragen der EG-Außenkompetenz und 
insbesondere der Kompetenz zum Abschluß völkerrechtlicher Verträge bisher in 
zwei Urteilen7 und zwei auf Antrag der Kommission gemäß Art. 228 EWGV 
erstatteten Gutachten8 befaßt. 
Nach gefestigter Rechtsprechung des EuGH können der Gemeinschaft über den 
ausdrücklichen Wortlaut der Grundungsverträge hina'Us Befugnisse im Außenbe-
6 Vgl. Sasse, Zur auswärtigen Gewalt der EWG, Besprechung des AE~:Urteiis des EuGI:' v?m 31. 3. 1971~ EuR 
1971,208 ff.; RuJolf Geiger, Außenbeziehungen der EWG und auswärttge Gewalt der MItgliedstaaten, ZaoRVR 
37 (1977),640 ff. 
7 Urteil vom 31. 3. 1971 (sog. AETR-Urteil), Rs. 22/70, 51g. 1971,263 = EuR 1971, 242; Urteil vom 14.7. 1976 
(Biologisclte Schätze des Meeres), verb. Rs. 3, 4 und 6/76, 51g. 1976, 1279 = EuR 1977, 151 mit Anm. Tomuscbat. 
8 Gutachten vom 11. 11. 1975 (Lokale Kosten), Nr. 1/75, 51g. 1975, 1355; Gutachten vom 26. 4.1977 (Stillegungs-
fonds für die Binnenschiffahrt), Nr. 1/76, Slg. 1977, 741 = EuR 1977, 271 mit Anm. Hubert Weis . .. 
Zu diesen heiden Gutachten kommt hinzu der unten 5.186 abgedruckte Beschluß des EuGH gemäß Art. 103 
Ab •. 3 EAGV vom 14. November 1978. Zur Zeit ist ein weiterer Antrag der Kommission auf ein Gutachten 
gemäß Art. 228 Abs. 1 Unterabs, 2 EWGV (Nr. 1/78) anhängig. Das Verfahren betrifft ~ie Vereinbark~it des 
Entwurfes eines Internationalen Naturkautschukübereinkommens mit dem Vertrag und Iflsbesond~re dIe Ab-
schlußbefugnis der Kommission. Das übereinkommen befindet sich im Stadium der Verhandlungen 1m Rahmen 
derUNCfAD. 
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reich auch zustehen, wenn hierfür eine spezifische Ermächtigungsnorm fehlt. 
Bereits in dem richtungweisenden AETR-Urteil vom 31. März 1971 und dem 
Urteil vom 14. Juli 1976 (Biologische Schätze des Meeres)9 hat der Gerichtshof 
anerkannt, daß sich die Zuständigkeit der Gemeinschaft zur Eingehung völker-
rechtlicher Verpflichtungen nicht nur aus einer ausdrücklichen Kompetenzzuwei-
sung durch den EWG-Vertrag, sondern auch implizit aus anderen Vertragsbestim-
mungen und in ihrem Rahmen ergangen (sekundärrechtlichen) Rechtsakten der 
Gemeinschaftsorgane ergeben kann. Zur Ermittlung der Gemeinschaftszuständig-
keit im Einzelfall müsse auf das System und auf die materiellen Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechts zurückgegriffen werden. Im AETR-Urteil hatte der Ge-
richtshof außerdem noch vorausgesetzt, daß die Gemeinschaft zuvor von ihrer 
internen Rechtsetzungskompetenz in dem von dem übereinkommen erfaßten 
Bereich durch- Erlaß eines innergemeinschaftlichen Rechtsaktes Gebrauch ge-
macht, ihre potentielle Kompetenz mithin "aktualisiert" hat. 
Von diesem letzten Erfordernis ist der Gerichtshof in seiner jüngsten einschlägigen 
Entscheidung, dem Gutachten Nr. 1/76 VOm 26. April 1977 (Stillegungsfonds für 
die Binnenschiffahrt) abgewichen. Er hat in dem Gutachten anerkannt, daß sich die 
Befugnis der Gemeinschaft, sich gegenüber Drittstaaten zu verpflichten, auch still-
schweigend aus den Vertragsbestimmungen ergeben kann, die der Gemeinschaft 
eine interne Zuständigkeit zuerkennen, um eines der Gemeinschaftsziele zu erreichen: 
"Wenn das Gemeinschaftsrecht den Gemeinschaftsorganen im Hinblick auf ein 
bestimmtes Ziel im Innenverhältnis eine Zuständigkeit verleiht, so ist die Gemein-
schaft befugt, die zur Erreichung dieses Zieles erforderlichen völkerrechtlichen 
Verpflichtungen einzugehen, auch wenn eine ausdrückliche diesbezügliche 
Bestimmung fehlt."lo 
Das Gutachten Nr. 1/76 hat ferner deutlich gemacht, daß die Außenkompetenz der 
Gemeinschaft nicht nur in den Fällen besteht, in denen bereits von der internen 
Zuständigkeit Zur Verwirklichung einer gemeinsamen Politik Gebrauch gemacht 
worden ist, sondern daß es genügt, wenn die Gemeinschaft die internen 
~aßnahmen. anläßlich ~es Abschlusses und der Inkraftsetzung der entsprechenden 
volkerrechthchen Verembarung selbst ergreift: "Wenn die internen Maßnahmen 
der Gemeinschaft erst anläßlich des Abschlusses und der Inkraftsetzung der 
v?lke~rechtli~hen Vereinbarung ergriffen werden ... , dann ergibt sich die Befug-
nIS, dIe Gememsc~aft .gegenüber Drittstaaten zu verpflichten, dennoch stillschwei-
gend aus den dIe mterne Zuständigkeit begründenden Bestimmungen des 
Vert~ages, sofern die Beteiligung der Gemeinschaft an der völkerrechtlichen 
Ver:mbarung. " notwendig ist, um eines der Ziele der Gemeinschaft zu 
erreIchen "11 So . d h d d 
. welt emnac er EWG-Vertrag nicht explizit weitergehen e 
Außenkompetenzen zuweist (wie im Bereich der Handelspolitik Art. 113 EWGV o~~~.dF:~ 7~ssoziierungsabkommen Art. 238 EWGV), entspricht der Umfang der 
10 Slg. 1977, 755 Rdnr. 3 = EuR 1977 273 
11 Slg. 1977,756, Rdnr. 4 = EuR 197";, 27i 
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Außenbefugnisse der Gemeinschaft dem Umfang ihrer Innenbefugnisse (Kompe-
tenzkongruenz im Außen- und Innenbereich). 
Wenn auch die angeführte Rechtsprechung des EuGH der Vertragspraxis der 
Gemeinschaft entscheidende Marksteine gesetzt hat, so ist doch ein Endpunkt der 
im Gange befindlichen Rechtsentwicklung noch nicht abzusehen. Insbesondere im 
Zusammenhang mit der Beteiligung der EG an multilateralen Völkerrechtsüber-
einkommen sind zahlreiche Fragen aufgeworfen, die der juristischen Klärung 
bedürfen. 
Auszugehen ist von der ratio iudicandi der Rechtsprechung des Gerichtshofs, die 
darin liegen dürfte, daß die Gemeinschaft nicht befugt sein soll, völkerrechtliche 
Verpflichtungen einzugehen, die sie nach dem EWG-Vertrag nicht in internes 
Gemeinschaftsrecht umsetzen kann. Aus diesem Grundsatz, der bereits daraus 
folgt, daß die Bindungswirkung von Gemeinschaftsübereinkommen gemäß Art. 
228 Abs. 2 EWGV nur nach Maßgabe der jeweiligen materiellen Gemeinschafts-
kompetenz eintritt, dürfte sich weiterhin ergeben, daß, sofern in Kompetenzberei-
chen wie dem des Art. 100 EWGV (Richtlinienkompetenzzur Rechtsangleichung) 
nur Rechtsakte minderer Regelungsintensität gesetzt werden können, auch nur der 
Abschluß normativer übereinkommen mit entsprechend schwacher Regelungsin-
tensität zulässig ist, es sei denn, daß die Voraussetzungen der Generalklauseler-
mächtigung des Art. 235 EWGV oder ein Fall etwaiger- dogmatisch umstrittener-
Annexkompetenzen ("implied powers") vorliegt. 
Noch ungeklärt ist, in welchem Sinne das Kriterium der Erforderlichkeit der 
Gemeinschaftsbeteiligung zur Erreichung eines der Ziele der Gemeinschaft 
auszulegen ist. Eine Auslegung im formellen Sinne würde bedeuten, daß die 
angestrebte internationale Regelung ohne Teilnahme der Gemeinschaft nicht 
verwirklicht werden kann, während eine Auslegung im materiellen Sinne darauf 
abzustellen hätte, daß die internationale Regelung für den Integrationsfortschritt 
ausschlaggebend ist. Der extensiven Grundtendenz der Rechtsprechung des 
EuGH dürfte die letztere Alternative (materielle Interpretation) am besten 
entsprechen. 
Gleichfalls noch ungeklärt sind die Kriterien, nach denen sich die Unterscheidung 
zwischen der Außenkompetenz und der Innenkompetenz der Gemeinschaft 
richtet. Würde auf formelle Kriterien abgestellt, so wären dem Innenbereich nur 
Maßnahmen nach Art. 189 EWGV zuzurechnen, während völkerrechtliche 
übereinkommen stets, und zwar ungeachtet der Frage, ob an ihnen Drittstaaten 
beteiligt sind, dem Außenbereich zuzurechnen wären. Wird dagegen vorzugsweise 
auf materielle Kriterien abgestellt, so läge eine Maßnahme im Außenbereich nur 
vor, wenn völkerrechtliche Bindungen gegenüber Drittstaaten eingegangen 
werden. Zusätzliche Probleme entstehen bei sog. gemischten übereinkommen mit 
Drittstaatenbeteiligung, da in diesem Falle nur das Verhältnis der Gemeinschaft zu 
den Drittstaaten zum Außenbereich, das Verhältnis der Gemeinschaft zu ihren 
Mitgliedstaaten aber zum Innenbereich zu rechnen wäre. 
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Von der Frage der Gemeinschaftszuständigkeit zur Eingehung völkerrechtlicher 
Bindungen in einem bestimmten Bereich ist die Frage zu unterscheiden, wieweit 
daneben die EG-Mitgliedstaaten zum Abschluß internationaler übereinkommen 
zuständig bleiben. Es handelt sich um das von bundes staatlichen Ordnungen her 
bekannte Problem der Konkurrenz von Handlungskompetenzen. Die Frage ist 
eng verknüpft mit der Natur der Europäischen Gemeinschaften als mit eigenen 
Hoheitsbefugnissen ausgestatteter supranationaler Organisationen, mit deren 
Gründung Hoheitsfunktionen auf dem Gebiet der Wirtschaft aus der Zuständig-
keit der Vertragsstaaten ausgegliedert und der Gemeinschaft übertragen wurden.
12 
Seit dem Gutachten Nr. 1/75 des EuGH vom 11. November 1975 (Lokale 
Kosten)13 ist unbestritten, daß die EWG für den Abschluß völkerrechtlicher Zoll-
und Handelsverträge (Art. 113, 114 EWGV) ausschließlich zuständig ist; eine 
Parallelkompetenz der EG-Mitgliedstaaten kommt insoweit nicht in Betracht. 
Ähnliches gilt aus der Natur der Sache für Assoziierungsabkommen (Art. 238 
EWGV). 
Wird dagegen die Außenkompetenz der Gemeinschaft aus einer entsprechenden 
Innenkompetenz hergeleitet, so stehen die Zuständigkeiten der Gemeinschaftund 
der Mitgliedstaaten solange konkurrierend nebeneinander, wie die Gemeinschaft 
noch nicht von ihrer internen Zuständigkeit zur Verwirklichung einer gemeinsa-
men Politik durch den Erlaß innergemeinschaftlicher Regelungen Gebrauch 
gemacht hat.14 Dagegen ist die völkerrechtliche Verpflichtungskompetenz der 
Gemeinschaft ausschließlicher Natur, sobald sie ihre entsprechende Innenkompe-
tenz durch den Erlaß interner Maßnahmen aktualisiert hat. 1s 
Von dieser Regel gelten nach der Rechtsprechung des EuGH zwei wichtige 
Ausnahmen: 
a) ~inerseits ist, auch solange die Gemeinschaft ihre potentielle Außenkompe-
tenz in dem entsprechenden Bereich noch nicht aktualisiert hat, eine Außenrege-
lung der Mitgliedstaaten unzulässig, die geeignet sein könnte, den Integrationsfort-
schritt der Gemeinschaft zu hemmen. In Betracht kommen hierbei nicht nur 
materiell gemeinschaftsschädliche Absprachen, sondern auch längerfristige und 
un~iderrufliche Bindungen gegenüber Drittstaaten, die den völkerrechtlichen 
Splelraum der Gemeinschaft auf absehbare Zeit entscheidend einschränken 
k?nne.n. Diese .ratio iudicandi liegt dem Gutachten Nr. 1/76 (Stillegungsfonds für 
dIe B~nnenschlffahrt) zugrunde, das weniger auf den Schutz des sekundären 
Gememsc?aftsrecht~ als vielmehr auf die Gesamtinteressenlage der Gemeinsch.aft 
abstellt, dle der Genchtshof von der "Gefahr einer schrittweisen und - da es Sich 
!~ ~~: ~:~.schrift der deutschen Bundesregierung zum EWG-Vertrag, BT-Drs. 11/3440, S. 108. 
14 Uneil betr. Biologische Schätze des Meeres (Fn 7) 
15 AETR-Uneil (Fn. 7). . . 
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jeweils um Verpflichtungen gegenüber Drittstaaten handeln würde - unwiderrufli-
chen Desintegration des Gemeinschaftswerkes" bedroht sieht. 16 
Die Beschränkung der mitgliedstaatlichen Handlungsfreiheit folgt aus dem 
Grundsatz der Gemeinschaftstreue (Art. 5 Abs. 2 EWGV). Danach haben die 
Mitgliedstaaten alle Maßnahmen zu unterlassen, die die Verwirkiichung der 
Vertragsziele gefährden könnten. Dies kann bedeuten, daß der Gemeinschaft die 
Möglichkeit offengehalten werden muß, ihre potentiellen Zuständigkeiten zu 
gegebener Zeit zu aktualisieren, so daß längerfristige völkerrechtliche Bindungen 
ohne Kündigungsrecht zu unterbleiben haben, zumindest aber Vorkehrungen für 
eine etwaige spätere Gemeinschaftsbeteiligung zu treffen sindY M. E. sind an 
diesen Grundsatz besonders hohe Anforderungen zu stellen, wenn die Gemein-
schaft bereits in irgendeiner Form ihren Aktualisierungswillen zu erkennen 
gegeben hat. Dies kann sich u. U. im Einzelfalle dahingehend auswirken, daß von 
einer bestimmten nationalen Maßnahme im Außenbereich überhaupt Abstand zu 
nehmen ist. 
b) Andererseits können, auch wenn die Gemeinschaft ihre einschlägigen Außen-
zuständigkeiten bereits durch einen entsprechenden internen Gemeinschaftsakt 
aktualisiert hat, gleichwohl ausnahmsweise die Mitgliedstaaten zuständig bleiben. 
Dies ist insbesondere dann der Fal1, wenn es sich um ein solidarisches Vorgehen der 
Mitgliedstaaten handelt und der Beginn der Vertragsverhandlungen und ein 
beträchtlicher Teil der Arbeiten zeitlich vor dem übergang der Vertragsschluß-
kompetenz auf die Gemeinschaft lagen. Dieser Grundsatz ergibt sich aus dem 
AETR-Urteil,18 in dem der EuGH zwar eine ausschließliche Kompetenz der 
Gemeinschaft zum Abschluß eines übereinkommens im Bereich der gemeinsamen 
Verkehrspolitik (Europäisches übereinkommen über die Arbeit der im internatio-
nalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrzeugbesatzungen) bejaht hat, da die Ge-
meinschaft den entsprechenden Sachbereich bereits durch eine Ratsverordnungl8a 
aktualisiert hatte, gleichwohl aber wegen der Besonderheiten des Einzelfalles 
die Klage der Kommission gegen den Rat abwies und den streitigen Ratsbeschluß 
bestätigte, aufgrund dessen die Vertragsverhandlungen in Koordination mit den 
Gemeinschaftsorganen von den Mitgliedstaaten geführt und abgeschlossen werden 
sollten. 
16 Slg. 1977, 760/Rdnr. 14 = EuR 1977,276. . 
17 Dagegen dürfte der bisherigen Rechtsprechung des EuGH nicht der generelle Grundsatz z~ en~e~e~ sem, daß 
bereits das Vorliegen einer potentiellen EG-Außenkompetenz eine Kompetenzsperre für ~Ie ~t~hedstaaten 
auslöst. Dies gilt insbesondere für in ihrem konkreten Umfang nur schwer abzugrenzende Zustandl~elt~n aus der 
Generalennächtigungsklausel des Art. 235 EW~V. A. A:. Ivo Sc":oartz, EG-Rechtsetzungsb~gl1lsse, msbeson-
dere nach Art. 235 _ ausschließlich oder konkurnerend? m: Everlmg/Schwartz/Tomuschat, Die Rechtsetzungsbe-
fugnisse der EWG in Generalennächtigungen, insbesondere in Art. 235 EWGV, EuR-Sonderheft 1976, 27ff., 42 f. 
18 Vgl. Fn. 7. . h'f' S aß k h 
18a Rats~Vo Nr. 543/69 vom 25.3. 1969 über die Harmonisierung bestimmter Sozialvorsc n ten Im tr enver e r, 
ABI. Nr. L 77, S. 49. 
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Sind die Mitgliedstaaten somit auch nicht gehalten, einmal aufgenommene 
Vertragsverhandlungen abzubrechen und von dem Abschluß .des in ~ussicht 
genommenen übereinkommens Abstand zu nehmen, wenn die Gememschaft 
ihren Aktualisierungswillen erst nach Eintritt in die Vertragsverhandlungen 
manifestiert, so sind sie doch, wenn sie auf nationaler Ebene eingeleitete 
Verhandlungen fortsetzen, in jedem Falle gehalten, gemäß ihren Verpflichtungen 
aus Art. 5 EWGV im Interesse und für Rechnung der Gemeinschaft solidarisch 
vorzugehen. Auch haben die Organe, deren Befugnisse unmittelbar berührt 
werden, ihre Zusammenarbeit einvernehmlich zu regeln, um die Interessen der 
Gemeinschaft möglichst wirksam wahrzunehmen. 19b Diese Verpflichtung kann 
sich u. U. dahingehend auswirken, daß einer zukünftigen Gemeinschaftsbeteili-
gung an dem übereinkommen der Weg zu ebnen ist_ Andererseits dürfte es der 
Gemeinschaft obliegen, ihren etwaigen AktualisierungswiIlen möglichst frühzeitig 
den Mitgliedstaaten bekanntzugeben, damit diesen ein entsprechend gemein-
schaftsfreundliches Verhalten ermöglicht wird. 
Der Gerichtshof hat bisher keine abschließenden Kriterien zur Aktualisierungder 
Gemeinschaftskompetenz im Sinne eines die Kompetenzsperre der Mitgliedstaa-
ten auslösenden Tatbestandes entwickelt. Verschiedene in diesem Zusammenhang 
aufgeworfene Fragen haben noch keine zufriedenstellende Antwort gefunden. 
Fraglich ist, ob eine umfassende Gemeinschaftspolitik im Innenbereich erforder-
lich ist, um eine entsprechende Kompetenzsperre zu bewirken, oder ob etwa auch 
ein regelungsschwacher Rechtsakt im Innenverhältnis (z. B. Rechtsangleichungs-
richtlinie nach Art. 100 EWGV) ausreicht, um die Verpflichtungsfähigkeit der 
Mitgliedstaaten gegenüber Drittstaaten im gleichen Bereich auszuschließen. 
Ungeklärt ist auch, of die Sperre durch den Abschluß eines Gemeinschaftsüber-
einkommens im gleichen Sachbereich, jedoch mit anderen Vertragspartnern 
ausgelöst werden kann. Die Antwort dürfte stark von den konkreten Umständen 
des Einzelfalles (bilaterale oder multilaterale übereinkunft; geschlossener oder 
offener Vertragstypus) abhängen. Jedoch wird die Frage im allgemeinen zu 
verneinen sein, da das Erfordernis einer Regelung im Außenbereich nicht nur von 
dem betreffenden Regelungsgegenstand, sondern auch von den Vertragspartnern 
bestimmt wird, so daß die Eingehung völkervertraglicher Gemeinschaftsbindun-
g~n gegenüber bestimmten Drittstaaten nicht notwendigerweise das Erfordernis 
el?er en~sprechenden Bindung gegenüber anderen Drittstaaten impliziert. 
Eme weItere Frage ist die, ob die Sperrwirkung eines internen Gemeinschafts-
rechtsaktes erst mit dem Zeitpunkt seines Erlasses oder Inkrafttretens eintritt oder 
ob bereits Vor~ereitungsarbeiten eine solche Kompetenzsperre auslösen können. 
Stellt man auf emen früheren Zeitpunkt als den des Erlasses bzw. des Inkrafttretens 
18b AETR-Urteil (Fn. 7). 
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ab, so könnte u. U. der Zeitpunkt der Vorlage eines förmlichen Kommissionsvor-
schlages ins Auge gefaßt werden. 
Die Praxis hat auch die Erteilung eines Verhandlungsmandats des Rates an die 
Kommission als ausreichenden Tatbestand für die Auslösung einer Kompetenz-
sperre gegenüber den Mitgliedstaaten angesehen. Dieses Kriterium bedarf der 
näheren Erläuterung. Ein in Beschlußform erteiltes Verhandlungsmandat des 
Rates stellt eine auslegungsfähige Willenserklärung eines Gemeinschaftsorgans 
dar, aus der in der Regel der Wille des Rates hervorgehen wird, eine bestimmte 
Außenkompetenz gegenüber bestimmten Drittstaates unter Ausschluß der Mit-
gliedstaaten ausüben zu wollen. Von dieser Auslegungsregel können im Einzelfall 
Ausnahmen zugelassen werden, etwa bei gleichzeitiger ausdrücklicher oder 
stillschweigender Billigung einer Teilnahme der Mitgliedstaaten an den Vertrags-
verhandlungen (in diesem Fall könnte die Gemeinschaft nur ein gemischtes 
übereinkommen verlangen). Andererseits erscheint es bedenklich, ausschließlich 
auf das Verhandlungsmandat des Rates abzustellen, um Parallelzuständigkeiten 
der Mitgliedstaaten auszuschließen, da es in diesem Fall den im Rat vereinigten 
Mitgliedstaaten freistünde, durch Verzögerung der Mandatserteilung und den 
zwischenzeitlichen Erlaß entsprechender nationaler Maßnahmen die spätere 
Gemeinschaftslösung nach Gutdünken zu präjudizieren oder zu vereiteln. 
Schließlich bedarf der Klärung, ob und ggf. in welcher Weise die Gemeinschaft den 
Fortbestand der mitgliedstaatlichen Kompetenzen in einem bestimmten Bereich 
der Außenbeziehungen gewährleisten kann. An einer solchen Gewähr sind die 
Mitgliedstaaten, die beabsichtigen, mit Drittstaaten in Verhandlungen einzutreten, 
vielfach im Interesse größerer eigener Handlungsfreiheit interessiert. Da die 
Mitgliedstaaten im Bereich der konkurrierenden Zuständigkeiten für den Erlaß 
eigener Regelungen im Außenverhältnis so lange zuständig bleiben, wie die 
Gemeinschaft ihre potentiellen Kompetenzen nicht aktualisiert hat, läuft die Frage 
darauf hinaus, ob die Gemeinschaft zulässigerweise auf die Ausübung ihr 
zustehender Befugnisse verzichten oder sich zu deren Nichtausübung verpflichten 
kann. Dies dürfte grundsätzlich zu verneinen sein, da die zuständigen Gemein-
schaftsorgane die Entscheidung über das Ob und Wie ihrer Kompetenzausübung 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu treffen haben, was bedeutet, daß sie im Rahmen 
ihrer Zuständigkeiten nicht nur zum Tätigwerden berechtigt, sondern auch 
verpflichtet sind, wenn die Wahrung des Gemeinschaftsinteresses dies erfordert. In 
Betracht käme daher allenfalls eine rechtlich unverbindliche politische Absichtser-
klärung, in einem bestimmten Bereich auf absehbare Zeit nicht tätig werden zu 
wollen. Diese hätte zudem unter dem stillschweigenden Vorbehalt einer im 
wesentlichen gleichbleibenden Sach- und Rechtslage zu stehen und unterläg.eder 
überprüfung im Falle wesentlicher Änderungen der tatsächlichen und rechthchen 
Voraussetzungen. 
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IH. Der Umfang der EG-Beteiligung an Völkerrechts übereinkommen 
unter besonderer Berücksichtigung gemischter übereinkommen 
Die Außenkompetenz der Gemeinschaft bestimmt nicht nur die Zulässigkeit der 
Gemeinschaftsbeteiligung als solche an einem bestimmten übereinkommen, 
sondern auch den materiellen Umfang der jeweiligen Parteistellung. 
Grundsätzlich binden völkerrechtliche Verträge alle Vertragsparteien unter-
schiedslos hinsichtlich aller Bestimmungen, es sei denn, daß sich Gegenteiliges aus 
dem Venragstextoderdem Zweck des übereinkommens ergibt. Daher erhalten 
auch internationale Organisationen wie die EG, die sich im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten als Parteien an völkerrechtlichen übereinkommen beteiligen, 
grundsätzlich die gleichen Rechte und übernehmen die gleichen Verpflichtungen 
wie Staaten. Die Gleichstellung, die sich daraus ergibt, daß internationale 
Organisationen im Rechtsverkehr als völkervertragsfähige Einheiten mit eigener 
Rechtspersönlichkeit auftreten, kann in dem betreffenden übereinkommen 
ausdrücklich bestimmt sein, kann sich aber auch konkludent etwa aus der Formel 
ergeben, daß die vertraglichen Rechte und Pflichten nicht nur den "Vertragsua-
ten" (, ,States Panies"), sondern allen" vertragschließenden Parteien" ("Contract-
ing Panies") zugeordnet werden. 
Erforderlichenfalls kann eine entsprechende Gleichstellungsklausel in den über-
einkommenstext aufgenommen werden. Beachtung verdient in diesem Zusam-
menhang der Vorschlag der EG-Kommission, im Hinblick auf die angestrebte 
Beteiligung der Gemeinschaft an der zukünftigen Internationalen Seerechtskon-
vention die folgende Bestimmung in den Vertragstext aufzunehmen:19 
"Folglich gilt jede in diesem übereinkommen enthaltene Bezugnahme auf einen Staat 
auch .für jede ~ollunion, Gemeinschaft oder andere auf regionale Integration gerichtete 
Verbmdung, dIe Vertrags partei dieses übereinkommens ist." 
Der Grundsatz der gleichen Bindung aller Vertragsparteien an die von ihnen 
geschl?ssenen übereinkommen kann für den Fall, daß der Umfang der mit dem 
übere~nkommen zu übernehmenden Verpflichtungen die Zuständigkeiten der 
Gem~mschaft oder .ihrer Mitgliedstaaten übersteigt, in Konflikt treten mit dem 
gemelOschaftsr~chthchen Satz, daß völkerrechtliche Bindungen nur nach Maßgabe 
der ~o~ Gememsch~ftsrecht verliehenen Befugnisse eingegangen werden dürfen. 
~ezugh~h der GemelOs~haft kann die Eingehung den Umfang ihrer Kompetenzen 
uber~telgender vertraglIcher Bindungen zugleich dem allgemeinen Völkerrecht 
ZUWIderlaufen, das die Handlungsfähigkeit internationaler Organisationen nur im 
Ra~men von deren Zuständigkeiten, die sich in der Regel aus dem jeweiligen 
Grund.un~svertrag ergeben, anerkennt (Grundsatz der Spezialität internationaler 
OrgamsatlOnen). 
19 EG Dok. 511947/77 (JUR 24)(AGRI 211)(RELEX 1 93)(MAR 8), S. 9. 
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übersteigen die im Rahmen eines bestimmten übereinkommens zu übernehmen-
den völkerrechtlichen Verpflichtungen die Handlungsbefugnisse der Gemein-
schaft oder ihrer Mitgliedstaaten, so dürfen sich diese an dem übereinkommen nur 
beteiligen, wenn durch die Aufnahme einer entsprechenden Bestimmung in den 
Vertragstext oder in sonstiger Weise eine Beschränkung des Verpflichtungsumfan-
ges herbeigeführt werden kann. Ein solches Vorgehen wird in der Regel bei reinen 
Gemeinschaftsübereinkommen wegen des Widerstandes der übrigen Vertrags-
partner nicht praktisch erheblich werden, spielt jedoch eine bedeutende Rolle bei 
sog. gemischten übereinkommen, denen neben der Gemeinschaft einige oder alle 
Mitgliedstaaten als Vertragsparteien angehören. Der Vorzug gemischter überein-
kommen liegt darin, daß theoretisch ein gemeinschaftsrechtlicher Kompetenzkon-
flikt nicht auftreten kann, da sich die wechselseitigen Zuständigkeiten der 
Gemeinschaft und der EG-Mitgliedstaaten lückenlos aneinander anschließen. Für 
Drittstaaten bringt dies den Vorteil mit sich, sicher sein zu können, daß in jedem 
Fall mit demjenigen Völkerrechtssubjekt abgeschlossen wurde, das nach der 
gemeinschaftsinternen Zuständigkeitsaufteilung auch zur effektiven Erfüllung der 
Vertragsverpflichtungen in der Lage ist.20 Andererseits kann die Tatsache, daß sich 
der Gegenstand des übereinkommens sowohl auf Bereiche der Gemeinschafts-
kompetenz als auch auf Bereiche der Kompetenz der Mitgliedstaaten erstreckt, die 
Gefahr einer innergemeinschaftlichen Kompetenzüberschreitung nach sich zie-
hen, wenn sowohl die Gemeinschaft als auch die Mitgliedstaaten den gesamten 
Vertrag akzeptieren müssen und daher von Drittstaaten auch aus völkerrechtlichen 
Verpflichtungen in Anspruch genommen werden können, zu deren Erfüllung sie 
nach Maßgabe ihrer internen Kompetenzen nicht berechtigt sind. Da faktisch 
überwiegend die Mitgliedstaaten als die politisch und wirtschaftlich stärkeren 
Vertragspartner zur Erfüllung herangezogen werden dürften, könnte dieses 
Verfahren zu einer Aushöhlung der Gemeinschaftszuständigkeiten durch die 
Mitgliedstaaten führen, denen damit ein zusätzliches Bestimmungsrecht über die 
Vertrags praxis der Gemeinschaft eingeräumt würde. 
Die Voraussetzungen, unter denen der Abschluß eines gemischten EG-überein-
kommens gemeinschafts rechtlich zulässig ist, sind noch nicht abschließend 
geklärt. Die folgenden prototypischen Fallgestaltungen sind zu unterscheiden: 
a) Zulässig ist eine Gemeinschaftsbeteiligung an Altübereinkommen, d. h. vor 
dem Inkrafttreten des EWG-Vertrages geschlossenen übereinkünften. Da grund-
sätzlich die Rechte und Pflichten aus diesen durch den EWG-Vertrag nicht berührt 
werden (Art.234 Abs.l EWGV), andererseits jedoch die Mitgliedstaaten die 
Verpflichtung trifft, alle geeigneten Mittel anzuwenden, um Unvereinb~rkei~en 
mit dem EWG-Vertrag zu beheben (Art.234 Abs.2 EWGV). e~schelDt eme 
zusätzliche Beteiligung der Gemeinschaft sachgerecht, we~n ~le vo.n dem 
Altübereinkommen erfaßten Gegenstände in den ZuständIgkeIts bereIch der 
20 Vgt Krück, Völkerrechtliche Verträge im Recht der Europäischen Gemeinschaften, 1977. 103. 
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Gemeinschaft fallen. In diesem Fall kann die Mitgliedstaaten, die Parteien des 
übereinkommens sind, aus dem Gebot der Gemeinschaftstreue die Verpflichtung 
treffen, darauf hinzu wirken, daß ein Beitritt der Gemeinschaft ermöglicht wird. 
b) Ähnlich dürfte der Fall zu werten sein, daß die Gemeinschaft ihre potentiellen 
Zuständigkeiten erst nach Aufnahme der Vertragsverhandlu.ngen durch di.e 
Mitgliedstaaten aktualisiert. Da in diesem Fall, wie vom EuGH 1m AETR-U~eil 
anerkannt, die mitgliedstaatliche Abschlußkompetenz fortbesteht und eme 
Substituierung der Mitgliedstaaten durch die Gemeinschaft nicht zwingend 
geboten ist, wird in der Praxis allenfalls ein EG-Beitritt zu einem gemischten 
übereinkommen in Betracht zu ziehen sein, dem u. U. aus Gründen der 
Gemeinschaftscourtoisie zuzustimmen sein kann. 
c) Der die gegenwärtige EG-Vertragspraxis beherrschende und wohl bereits 
zahlenmäßig überwiegende Typ gemischter übereinkommen betrifft den Fall der 
geteilten Abschlußkompetenz im Verhältnis der Gemeinschaft zu den Mitglied-
staaten. Bekanntlich wachsen mit zunehmender "Vergemeinschaftung" des 
internationalen Wirtschaftssektors der EG stetig weitreichende neue Befugnisse im 
Bereich der auswärtigen Beziehungen zu, so daß in vielen Fällen die den 
Mitgliedstaaten verbleibenden Restkompetenzen nicht ausreichen, um im Gesamt-
bereich des übereinkommens Verpflichtungen einzugehen. Andererseits stehen in 
der Regel auch der Gemeinschaft umfassende Kompetenzen im Gesamtbereich des 
übereinkommens nicht zu, so daß eine sachgerechte Lösung nur in Form eines 
gemischten übereinkommens gefunden werden kann, dem sowohl die Gemein-
schaft wie die Mitgliedstaaten als Vertragsparteien angehören.21 
Rechtsdogmatisch unbedenklich sind gemischte übereinkommen für den Fall 
einer Gemeinschaftszuständigkeit für einen Teilbereich des übereinkommens bei 
verbleibender Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für den Restbereich. Dagegen 
dürften gemischte übereinkommen im Falle einer ausschließlichen Gemein-
schaftskompetenz für den Gesamtbereich des übereinkommens unzulässig sein. 
Gleiches gilt für eine ausschließliche Kompetenz der Mitgliedstaaten für den 
Gesamtbereich des übereinkommens. Fraglich ist ihre Zulässigkeit für den Fall 
einer im Gesamtbereich des übereinkommens mit den Mitgliedstaaten konkurrie-
-fenden Gemeinschaftszuständigkeit. Sie dürfte im letzteren Falle nur zu bejahen 
sein, wenn der Umfang der jeweiligen PflichtensteIlung im Verhältnis Gemein-
schaft/Mitgliedstaaten hinreichend bestimmt werden kann. 
d) Noc~ ungeklärt ist auch die Zulässigkeit gemischter übereinkommen unter 
dem GeSIchtspunkt der völkerrechtlichen Effektivität, wenn zwar Voraussetzun-
gen zu a)-c) nicht vorliegen, die Gemeinschaft jedoch zur Erfüllung der mit dem 
21 Die im Schrif~ v~rtretene Auffassun~, daß in diesem Fall zwei parallele übereinkommen mit der Gemeinschaft 
bzw. de,n EG-Mitgheds~ten a~zuschließen wären, wobei jeweils die Wirksamkeit des einen übereinkommens ~urtd~e ~es anderen bedmgt sem sollte (so: Pescatore, Les relations exterieures des Communautes Europeennes, 
m: B .103,1%1 II, 1 H., 106), hat sich in der EG-Vertragspraxis nicht durchgesetzt. 
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übereinkommen zu übernehmenden Verpflichtungen ohne Mitwirkung der 
Mitgliedstaaten nicht oder zumindest nicht ebenso effektiv in der Lage wäre. Die 
Zulässigkeit dürfte zu verneinen sein, da andernfalls elementare gemeinschafts-
rechtliche Zuständigkeits grenzen verwischt würden. Sie könnte höchstens aus-
nahmsweise bejaht werden, wenn Auslegungsschwierigkeiten hinsichtlich der 
Kompetenzabgrenzung im Verhältnis der Gemeinschaft zu ihren Mitgliedstaaten 
auftreten und es daher einem Gebot der Rechtssicherheit entspricht, neben der 
Gemeinschaft auch die Mitgliedstaaten als Vertragsparteien zu beteiligen.22 
Die Besonderheit gemischter übereinkommen besteht darin, daß sie auf der 
Gemeinschaftsseite gedanklich in zwei Teile zu zerlegen sind, denen nach Maßgabe 
der gemeinschaftsrechtlichen Kompetenzzuweisung jeweils von der Gemeinschaft 
bzw. von den Mitgliedstaaten Geltung zu verleihen ist. Andererseits ist auch bei 
gemischten übereinkommen grundsätzlich von der gleichen Pflichtenstellung aller 
Vertragsparteien auszugehen, so daß der Komplementarität der Zuständigkeiten 
im Verhältnis der Gemeinschaft zu ihren Mitgliedstaaten durch eine besontiere 
Bestimmung - die vorzugsweise in den Vertragscorpus selbst aufzunehmen, 
hilfsweise in Form eines gemeinsamen Vorbehaltes der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten in das Vertragsverhältnis einzuführen ist - Rechnung getragen 
werden muß. Eine solche Bestimmung, die sicherzustellen hätte, daß die 
Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten jeweils nur "ihren" Teil der vertraglichen 
Verpflichtungen zu übernehmen haben, könnte etwa lauten: 
"Der Beitritt der Gemeinschaft bedeutet die Annahme aller Bestimmungen des 
übereinkommens unter der Voraussetzung, daß ihnen in übereinstimmung mit den 
jeweiligen Zuständigkeiten entweder von der Gemeinschaft oder von ihren Mitglied-
staaten Geltung zu verleihen ist." 
Der Nachteil dieser theoretisch nicht zu beanstandenden Lösung liegt im 
Praktischen: Er besteht darin, daß Drittstaaten die gemeinschaftsinterne Zustän-
digkeitsaufteilung, die sie gehalten wären, gegen sich gelten zu lassen, in der Regel 
nicht hinreichend bekannt ist. Dieser Umstand kann geeignet sein, die Einheit des 
Vertrags ganzen zu gefährden und die Effektivität des übereinkommens zu 
schmälern. 
Da es im allgemeinen auch nicht möglich sein wird, die einzelnen Vorschriften des 
übereinkommens eindeutig der jeweiligen Zuständigkeitssphäre der Gemein-
schaft bzw. ihrer Mitgliedstaaten zuzuordnen, dürfte ein für die Praxis brauchba-
rer Lösungsansatz nur darin zu suchen sein, daß in dem übereinkommenstext 
bzw. in einer gesonderten gemeinsamen Auslegungserklärung der Gemeinschaft 
und ihrer an dem übereinkommen beteiligten Mitgliedstaaten auf die Vorschriften 
der Gründungsverträge und/oder des sekundären Gemeinschaftsrechts hinge-
22 Krück (Fn. 20), 102. 
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wiesen wird, die in dem von dem übereinkommen erfaßten Bereich für die. inner-
gemeinschaftliche Kompetenzaufteilung maßgeblich sind. Dabei kann es ~Ich, ~a 
der weitere Integrationsfortschritt nicht gefährdet werden darf, nur um eIße bel· 
spielhafte, nicht um eine .abschließende. Auf~ählung ha~del~.. .. 
Die erwähnte ProblematIk wurde bereIts, wie aus den Jewelltgen Schlußerklarun· 
gen zu entnehmen ist, in der Praxis einiger Assoziierungsabkommen erkannt. Zu 
erwähnen ist in diesem Zusammenhang insbesondere die Auslegende Erklärung 
zur Bestimmung des Begriffs "Vertragsparteien" in dem Assoziierungsabkommen 
mit Griechenland VOn 1963, die besagt:23 
"Die Vertragsparteien kommen überein, das Assoziierungsabkommen so auszu.lege~, 
daß unter dem im Abkommen enthaltenen Wort "Vertragsparteien" einerseits d~e 
Gemeinschaft sowie die Mitgliedstaaten oder aber entweder die Mitgliedstaaten ode~dle 
Gemeinschaft allein und andererseits das Königreich Griechenland zu verstehen sind. 
Die jeweilige Bedeutung dieses Wortes ergibt sich aus den in Frage stehenden 
Bestimmungen des Abkommens sowie aus den entsprechenden Bestimmungen des 
Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft. In bestimmten Fällen, wie z. B. in den 
Artikeln 10, 55 und 56 des Assoziierungsabkommens, sind mit "Vertragsparteien." 
während der übergangszeit des Vertrages zur Gründung der Gemeinschaft die 
Mitgliedstaaten und nach Ablauf dieser übergangszeit die Gemeinschaft gemeint." 
IV. EG-BeteiligungskJauseln an multilateralen übereinkommen 
Folgt die abstrakte Fähigkeit, sich im Rahmen ihrer Zuständigkeiten als 
Vertragspartei an multilateralen übereinkommen zu beteiligen, aus der Völker-
rechtssubjektivität der Europäischen Gemeinschaften, so kann die Beteiligung 
konkret nur dadurch ermöglicht werden, daß eine entsprechende Beteiligungs-
klausel in den übereinkommenstext aufgenommen wird. Die Formulierung von 
Beteiligungsklauseln stellt zwar an sich kein spezifisches Problem des Gemein-
schaftsrechts dar (solche Klauseln finden sich in zunehmendem Maße auch 
zugunsten anderer zwischenstaatlicher Organisationen, denen eine volle oder 
~eilweise ~arte.istellung an einem bestimmten übereinkommen eingeräumt wird), 
Jedoch weIst dIe Frage für die Europäischen Gemeinschaften, die mit eigenen, auch 
gegenüber ihren Mitgliedstaaten selbst wirkenden Hoheitsbefugnissen ausge-
stattete supranationale Organisationen sind, gewisse Besonderheiten auf. 
Aus Gründen der Rechtsklarheit ist, zumindest wenn der Kreis der für eine 
Beteiligung i~ Betracht ~~mmenden Organisationen klar abgegrenzt ist, konkr:-
~en (.name~tl~chen) ~eteI11gungsklauseln der Vorzug zu geben, da durch sie die 
JeweIls beltnttswIlbge Organisation, hier die Gemeinschaft, individuell und 
unverwechselbar bezeichnet wird. 
23 Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der EWG und Griechenland, AB!. 1963,294,346. 
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Namentliche Beteiligungsklauseln empfehlen sich insbesondere dann, wenn das 
fragliche übereinkommen nur Staaten und der wegen ihres supranationalen 
Charakters einem Staat teilweise gleichzustellenden Gemeinschaft, nicht aber 
anderen zwischenstaatlichen Organisationen offenstehen soll. Eine namentliche 
Beteiligungsklausel findet sich beispielsweise in dem übereinkommen von 
Barcelona vom 16. Februar 1976 zum Schutz des Mittelmeers vor Verschrnutzung, 
das der "Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und jeder ähnlichen regionalen 
Wirtschaftsvereinigung" zur Unterzeichnung (Art. 24) bzw. zum Beitritt (Art. 26) 
aufliegt.24 
Gleichfalls enthalten die Internationalen Weizenhandelsübereinkommen nebst 
den damit verbundenen Nahrungsmittelhilfeübereinkommen von 1967 und 1971 25 
und das Internationale Olivenöl-übereinkommen von 1963 in der Fassung des 
Verlängerungsprotokolls von 197326 namentliche EG-Beteiligungsklauseln. Art. 1 
Abs.2 Satz 2 des Verlängerungsprotokolls bestimmt: 
"Jede Bezugnahme in diesem Protokoll auf den Ausdruck ,Regierung' gilt auch als 
Bezugnahme auf die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ... " 
Auch der Entwurf eines GA TI-V erhaltenskodex zur Verhinderung technischer 
Handelshemmnisse sieht eine die EWG namentlich bezeichnende Beitrittsklausel 
vor (Art.22 (a)(i) des Entwurfes). Die Gemeinschaft strebt die Aufnahme 
namentlicher Beteiligungsklauseln in weitere übereinkommen an, so z. B. in das 
vom Europarat ausgearbeitete Europäische übereinkommen vom 13. Dezember 
1968 über den Schutz von Tieren beim Internationalen Transport (ins Auge gefaßt 
ist die Änderung des übereinkommens oder die Schaffung eines EG-Beitrittspro-
tokollsf und in das Europäische übereinkommen über den Tierschutz bei der 
Aufzucht. 28 
Vielfach ist die Aufnahme einer die Gemeinschaft individuell bezeichnenden 
Beteiligungsklausel in ein übereinkommen politisch nicht zu verwirklichen. 
24 An. 24: " ... shall be open ... for signature by the European Economic Community and by any similar regional 
economic grouping ... "; Art. 26:" ... shall be open for accession by the States, by the European Communityand 
byany grouping as refered to in article 24", ABI. Nr. L 240, S. 1. . . 
25 Nach Art. 36 bzw. Art. 38 des Weizenhandels-übereinkommens von 1967 hegt das Oberemkommen auch zur 
Unterzeichnung bzw. zum Beitritt durch die EWG auf, ABI. 1970 Nr. L 66, S. 1; e~nso Art. 6 bzw. Art. 8 des 
Nahrungsmittelhilfe-übereinkommens von 1967, ABI. 1970 Nr. L 66, S. 25, sowie Art. 6 bzw. Art. 8 des 
Nahrungsmittelhilfe-übereinkommens von 1971, ABI. 1974 Nr. L 219, S. 36. 
26 BGBI. 1973 11, 1340. 
27 Vgl. Vorschlag eines Ratsbeschlusses zum Abschluß des Europäischen übereinkommens über den Schutz von 
Tieren beim internationalen Transport, EG Dok. R/736/78 (AGRI 217), 3. 4.197~: Um eine Beteili~ng der ~~ zu 
ennöglichen, soll Art. 48 des übereinkommens um den folgenden Abs. 4 erganzt werden: "Die EuropatSche 
Wirtschaftsgemeinschaft kann durch Unterzeichnung dieses übereinkommens Vertragspartei werden. Das 
übereinkommen tritt für die Gemeinschaft sechs Monate nach seiner Unterzeichnung in Kraft." Dementspre-
chend sollen in Art. 52 des übereinkommens die Worte "jedem Staat, der diesem übereinkommen beigetreten ist", 
durch die Worte "jede Vertragspartei, die nicht Mitglied des Europar~ts ist", ers~tzt werden. . 
28 An. 14 Abs. 1 des übereinkommens soll wie folgt gefaßt werden: "TbIS Conventlon shall be open to sIgnature by 
the member States of the Council of Europe and by the European Economic Community." Vorschlag der 
EG-Kommission an den Rat vom 28.4.1976, ABI. 1976 Nr. C 133, S. 6. 
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Bestimmend hierfür ist in der Regel eine gewisse Abneigung der übrigen 
Vertrags parteien, die EG aus dem Kreis anderer zwischenst~atlicher Institu~.ione.n 
herauszuheben und partiell einem souveränen Staat gleIchzusetzen. Fur dIe 
Diplomatie der Ostblockländer kann sich hinter der Weigerung, einer spezifisc~en 
EG-Beteiligungsklause1 zuzustimmen, auch der Versuch verbergen, durch eme 
hinreichend flexible Abstraktformel das COMECON in den Kreis der potentiel-
len Vertragsparteien einzubeziehen. 
Ist eine namentliche EG-Beteiligungsklausel nicht durchsetzbar, so sind abstrakte 
(definitorische) Merkmale zu finden, die die Gemeinschaft einbeziehen und 
zugleich den Kreis sonstiger potentieller Vertragsparteien hinreichend umgrenz~n. 
In bestimmten Fällen kann es der Interessenlage der vertragschließenden ParteIen 
entsprechen, einem möglichst weiten Kreis internationaler Organisationen, ggf. 
allen - auch etwaigen zukünftigen - Organisationen mit Zuständigkeiten auf dem 
VOn dem übereinkommen erfaßten Bereich die Möglichkeit einer Beteiligung zu 
eröffnen. Eine solche Interessenlage liegt z. B. dem 4. Internationalen Zinn-über-
einkommen zugrunde, dessen Art. 50 Satz 1 bestimmt :29 
"Zwischenstaatliche Organisationen mit Verantwortung hinsichtlich der Aushandlung 
internationaler übereinkünfte können sich am Internationalen Zinn-übereinkommen 
beteiligen. " 
Ähnlich bestimmt Art. 4 Abs. 1 des Internationalen Kakao-übereinkommens von 
1975, daß jede Bezugnahme in dem übereinkommen auf eine Regierung auch die 
6ezugnahme auf "jede zwischenstaatliche Organisation, die für das Aushandeln, 
den Abschluß und die Anwendung internationaler übereinkünfte, insbesondere 
von Grundstoffübereinkünften verantwortlich ist", bedeutet.JO Noch weiter ist 
Art. 12 Abs.2 der Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten 
gefaßt, der auf "Zusammenschlüsse, auf welche die betreffenden Staaten bestimm-
te Zuständigkeiten in unter diese Charta fallenden Angelegenheiten übertragen 
haben oder übertragen wollen", abstellt. 
Eine ähnliche Interessenlage scheint sich hinsichtlich der von der 3. Seerechtskon-
ferenz der Vereinten Nationen vorzubereitenden Internationalen Seerechtskon-
vention abzuzeichnen. Zwar enthält der XVI. Teil des halboffiziellen zusammen-
gese~~ten Ve:handlu~gstextes (Informal Composite Negotiating Text) keine die 
BeteIlIgung mte:natlOnaler Organisationen an der zukünftigen Konvention 
betreffende Bestimmung. Der Vorsitzende der Konferenz hat dies in einem 
erläuternden Bericht mittelbar damit erklärt, daß die Konferenz noch nicht den 
Inhalt des die Schlußbestimmungen enthaltenden Teils des übereinkommens 
erörtert habe und daß zu vermeiden sei, daß die Schlußbestimmungen Elemente 
29 ABI. 1972 Nr. L 90, S. 1. 
30 BGBI. I11977, 1301 ff. 
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enthielten, die Anlaß zu Kontroversen geben könnten.ll Jedoch weist ein vom 
Generalsekretariat der Vereinten Nationen erstelltes Dokument über die Präambel 
und die Schlußbestimmungen auf das Problem hin und erwähnt eine Reihe von 
Fällen, in denen eine Beteiligung internationaler Organisationen an übereinkom-
men, die unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen abgeschlossen 
wurden, bereits erfolgt sei. Angeführt wurden insbesondere übereinkommen, die 
eine Beteiligung der EG vorsehen.l2 
Die EG hat im Hinblick auf ihre eigene Beteiligung an der zukünftigen 
Seerechtskonvention die Einfügung der folgenden vom Rat angenommenen 
abstrakten Beteiligungsklausel vorgeschlagen :JJ 
"Zollunionen, Gemeinschaften und andere auf regionale wirtschaftliche Integration 
gerichtete Verbindungen, die in den von diesem übereinkommen betroffenen Bereichen 
eigene Befugnisse ausüben, können diesem übereinkommen beitreten." 
Der Ausdruck "eigene Befugnisse", der sich in der deutschen Fassung findet, ist in 
der englischen und französischen Fassung nur mit "competences" bzw. competen-
ces" wiedergegeben. Die Formulierung wurde gewählt, da sie einerseits ausrei-
chend präzis erschien, um die Gemeinschaft zu erfassen, andererseits ausreichend 
weit gefaßt ist, um das mögliche Interesse von Verbündeten der Gemeinschaft 
unter den Staaten zu wecken, die in ähnlichen Prozessen regionaler Wirtschaftsin-
tegration begriffen sind. Damit sollte vermieden werden, daß sich die eventuelle 
Ablehnung anderer Staaten allein gegen die Gemeinschaft richtet. Andererseits 
waren mit dieser Formel solche Organisationen und Staatenverbindungen 
auszuschließen, deren Wesen dem der Gemeinschaft in keiner Weise entspricht 
und deren Beteiligung an der zukünftigen Konvention unerwünscht wäre (z. B. 
sog. Befreiungsorganisationen).34 Die Formel ist gleichfalls geeignet, nicht-regie-
rungsamtliche internationale Gruppierungen auszuschließen, da nach internatio-
nalen Gepflogenheiten an Zollunionen, Gemeinschaften oder auf regionale 
Wirtschafts integration gerichteten Verbindungen nur Staaten beteiligt sein kön-
nen. 
Im Gegensatz zur Interessenlage, die die UN-Seerechtskonferenz beherrscht, 
kann in anderen Fällen das Interesse der EG und ihrer Mitgliedstaaten dahin gehen, 
eine definitorische Beteiligungsklausel zu finden, die nur die supranationale 
Gemeinschaft, nicht aber andere zwischenstaatliche Organisationen, denen das der 
Gemeinschaft eigene supranationale Gepräge fehlt, erfaßt. Insbesondere können 
Bedenken gegen eine gleichzeitige Beteiligung des von der EG strukturell und 
institutionell wesensverschiedenen COMECON bestehen. 
31 UN Doe. A/CONF. 62/wP. lC/Add. 1,22.7.1977. 
32 ON Doc. A/CONF. 62/L.13, 26.7.1976. 
33 EG Dok. S/1947/77 (JUR 24) (AGRI 211) (RELEX 193) (MARE 8). 
34 AaO (Fn. 33). 
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Die Vielzahl abstrakter Formeln, die bisher in internationalen übereinkommen 
unterschiedslos zur mittelbaren Bezeichnung der Gemeinschaft verwendet wur-
den, hat zu einer gewissen Unsicherheit der übrigen Vertragsparteien und 
insbesondere der Depositarregierungen über den Kreis der von ihnen erfaßten 
Organisationen geführt. Eine KlarsteIlung ist geboten. wobei die folgenden 
Gesichtspunkte herangezogen werden können: Der beabsichtigte Zweck d~r 
Klausel, der EG unter Ausschluß anderer zwischenstaatlicher Organisationen dIe 
Teilnahme zu ermöglichen, dürfte nicht durch die Verwendung des bloßen Begriffs 
der "Zoll- und Wirtschaftsunionen" zu erreichen sein, da nach dem Verständnis 
der Ostblockstaaten darunter auch das COMECON fallen würde. Gleichfalls 
dürfte es nicht ausreichen, auf die Befugnis zum Erlaß von "Regulierungsmaßnah-
menu durch die beitrittswillige Organisation abzustelIen,lS da unter "Regulie-
rungsmaßnahmen" (Regelungen) Maßnahmen der verschiedensten Art und 
Ordnungsintensität verstanden werden können, wie sie etwa auch von zahlreichen 
internationalen Sonderorganisationen technischer Zielsetzung (z. B. lTU. IeAO, 
IMCO, WHO, IAEO u.a.m.) getroffen werden können. Zumindest müßte 
klargestellt werden, daß darunter nicht nur Maßnahmen des inneren Organisa-
tionsbereiches fallen. 
Soll demnach durch eine definitorische Klausel die Beteiligungsmöglichkeit 
ausschließlich auf die Gemeinschaft beschränkt werden, so dürfte in erster Linie 
auf deren supranationalen Charakter abzustellen sein, wobei der im völkerrechtli-
chen Schrifttum entwickelte Begriff der überstaatlichen (supranationalen) Organi-
sation zu Hilfe genommen werden kann. 
Bekanntlich ist die EG ein auf fortschreitende Integration angelegter zwischen-
staatlicher Verband sui generis. Wenn ihr auch die umfassende Befugnisse 
beinhaltende Kompetenzfülle, insbesondere die Kompetenzkompetenz fehlt, die 
bundesstaatliche Ordnungen auszeichnet, so unterscheidet sie sich doch durch das 
hohe Maß der ihr zustehenden Entscheidungsgewalt wesentlich von klassischen 
inte~nationalen Organisationen.36 Sie ist T rägerin eigener autonomer Hoheitsrech-
te;, t~re Rechtsakte erlangen unmittelbare Verbindlichkeit gegenüber ihren 
MttglIedstaaten, ohne daß es der nochmaligen Annahme oder Ratifizierung durch 
diese bedarf. Das Gemeinschaftsrecht ist dem nationalen Recht übergeordnet und 
erlan?t unter gewissen - weitgehend von der Rechtsprechung des EuGH 
en~tckelten - Voraussetzungen unmittelbare Durchgriffswirkung gegenüber den 
natIonalen Behörden und Gerichten sowie den einzelnen Marktbürgem.37 
35 So ei~ Änderungsvorschlag des Bundesministers für Ernährung Landwirtschaft und Forsten vom 20. 12 1977 zur 
DanzIger Konvention über die Fischerei und den Schutz der lebenden Ressourcen in der Ostsee und den Belten. 
Der Vorschl.ag ~zwec~t, die Konvention". " jede(r) Partei, die die Befugnis hat, Regulierungsmaßnahmen in 
Bezug auf die FischereI. .. zu treffen", zum Beitritt zu öffnen. 
36 V~l. II:sen, Europäisches Gemeinschaftsrecht 1972, 193 ff.; Dahm, Völkerrecht, Bd. II/1961, 361. 
37 Dies gilt zunächst für die Verordnungen nach EWG-Vertrag bzw. die Entscheidungen nach EGKS-Vertrag. Die 
Rec~tsprechung de~ EuGH hat unter bestimmten Voraussetzungen auch die unmittelbare Anwendbarkeit 
bestImmter Vorschnften der Gründungsverträge selbst und der nur an die Mitgliedstaaten gerichteten Akte des 
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Eine entsprechende EG-Beteiligungsklausel könnte - nach Maßgabe des politisch 
Durchsetzbaren - insbesondere auf das Kriterium der unmittelbaren Verbindlich-
keitdervon der Gemeinschaft erlassenen Rechtsakte gegenüber den Mitgliedstaaten 
abstellen. Ob zusätzlich auf die Befugnis der Gemeinschaft zur Setzung in den 
Mit~iedstaaten unmittelbar anwendbaren Rechtes (Durchgriffsnormen) abgestellt 
werden sollte, erscheint fraglich, da internationale Verträge völkerrechtlich nur die 
Vertragsparteien selbst binden und auch das Gemeinschaftsrecht - zumindest nach 
dem Wortlaut des Art.228 Abs.2 EWGV - die Verbindlichkeit der von der 
Gemeinschaft geschlossenen übereinkommen auf die Gemeinschaftsorgane und 
die Mitgliedstaaten beschränkt.37a 
Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte könnte eine abstrakte Beteili-
gungsklausel, die möglichst spezifisch nur die Gemeinschaft bezeichnen soll, etwa 
wie folgt gefaßt werden: 
"Dieses übereinkommen liegt zur Unterzeichnung [bzw. zum Beitritt] für die Staaten 
und solche internationalen Organisationen auf, die in den von diesen übereinkommen 
betroffenen Bereichen kraft ihnen von ihren Mitgliedstaaten übertragener Hoheitsrech-
te zum Erlaß gesetzgeberischer und anderer Maßnahmen mit bindender Wirkung auch 
gegenüber ihren Mitgliedstaaten befugt sind." 
V. Sitz- und Stimmrechts regelung in multilateralen übereinkommen 
Wenn auch die Gemeinschaft als eigenständige Rechtsperson des Völkerrechts im 
internationalen Verkehr in verschiedener Hinsicht einem Staat gleichsteht, so 
können doch die institutionellen Sonderbeziehungen, die zwischen ihr und den sie 
konstituierenden Mitgliedstaaten bestehen, nicht außer Betracht bleiben. Unter 
anderem ist ihnen bei Sitz- und Stimmrechtsregelungen in internationalen 
Gremien, denen die Gemeinschaft als Vertragspartei der entsprechenden Grün-
dungsverträge angehört, Rechnung zu tragen. 
Als verhältnismäßig unproblematisch erweisen sich Sitz- und Stimmrechtsregelun-
gen in sog. reinen Gemeinschaftsübereinkommen, an denen EG-Mitgliedstaaten 
sekundären Gemeinschaftsrechts (z. B. Richtlinien nach EWG-Vertrag bzw. Empfehlungen nach EGKS-Vertrag) 
anerkannt; vgl. Ver{., Anmerkungen zu jüngsten Entscheidungen des EuGH, JZ 1978, 512.ff., 513. . . 
37a Damit soll im Lichte der EuGH-Rechtsprechung nicht bestritten werden, daß auch gewisse Vorschriften mn 
"self-executing"-Charakter der gemäß Art. 228 EWGV geschlossenen übereinkommen un~~elbare Durch-
griffswirkung endalten können. Solche übereinkommen stellen nach Art. 1!7 E'~GV ,:orlagefähige Handl';lllgen 
eines Gemeinschaftsorganes dar und bilden mit ihrem Inkrafttreten eIDen mtegnerenden Bestandteil der 
Gemeinschaftsordnung (vgl. Urteil des EuGH vom 30.4.1974, Rs .. 181/73, Slg. 1974, ~49 ff., 460~. Je.doch 
erschiene es m. E. bedenklich, diese von der Rechtsprechung entWIckelten und n~ch Im Fluß befm~lichen 
Grundsätze bereits beim derzeitigen Stand des Gemeinschaftsrechtes in einem normativen Text festschreiben zu 
wollen. 
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nicht beteiligt sind. Hier stimmt die Gemeinschaft im eigenen Namen ab.li 
Allenfalls können politische Kontroversen darüber entstehen, ob der Gemein-
schaft bei inhaltlich beschränkter Sachkompetenz überhaupt ein Stimmrecht 
eingeräumt werden soll oder ob etwa ihre Stimm berechtigung auf diejenigen 
Bereiche zu beschränken ist, hinsichtlich derer sie nach Maßgabe ihrer Sachkompe-
tenz in der Lage ist, völkervertragliche Verpflichtungen einzugehen. Da die 
sachliche Einheit eines übereinkommens und dessen synaJlagmatischer Charakter 
in der Regel die übernahme bloßer Teilverpflichtungen durch einzelne Vertrags-
parteien ausschließen, dürften diese Fälle in der EG-Praxis kaum Bedeutung 
erlangen. Dagegen wäre die Frage, ob in reinen Gemeinschaftsübereinkommen 
einer Einheitsstimmregelung (die aus 9 Mitgliedstaaten bestehende Gemeinschaft 
würde über nur 1 Stimme verfügen) zugestimmt werden sollte, oder ob dem 
politischen Gewicht der Gemeinschaft durch ein System entsprechender Stimmen-
wägung Rechnung zu tragen ist, weniger eine Rechtsfrage als eine Frage der 
politischen Gewichtung. Für ihre Lösung wird in Rechnung zu ziehen sein, daß die 
Neigung bzw. Abneigung der Vertragspartner, der Gemeinschaft ein ihrer 
wirtschaftlichen und politischen Bedeutung gerecht werdendes Sitz- und Stimm-
recht einzuräumen, von einer Vielzahl auch ideologischer Gesichtspunkte abhängen 
kann, wobei der in Aussicht genommene Beitrag zu den Finanzierungsmechanis-
mendes übereinkommens ebenso eine Rolle spielen kann wie der Umfangderdem 
fraglichen Gremium übertragenen Verantwortlichkeiten. In der Regel besteht bei 
bloß konsultativen Aufgaben eine höhere Bereitschaft der übrigen Vertragspart-
ner, der Gemeinschaft ein ihrem politischen Gewicht entsprechendes Stimmrecht 
einzuräumen als bei echten und umfassenden Entscheidungsbefugnissen. 
Rechtliche Probleme können dagegen in gemischten übereinkommen auftreten, 
da dem Grundsatz der geteilten Pflichtbarkeit im Verhältnis Gemeinschaft/Mit-
gliedstaaten auch im Hinblick auf etwaige Sitz- und Stimmrechtsregelungen 
Rechnung zu tragen ist. Dies bedeutet einerseits, daß die Gemeinschaft keine 
zusätzliche Stimme neben ihren Mitgliedstaaten erhalten kann, andererseits daß 
d~rauf hinzuwi:ken ist~ daß die den EG-Mitgliedstaaten zur Verfügung stehenden 
Summen auch In BereIchen, die in die Sachkompetenz der Gemeinschaft fallen, 
geltend gemacht werden können. 
~ie rechtskonstruktiv unproblematischste und in der internationalen Vertragspra-
XIS am .hä~figsten anzutreffende Lösung ist die, daß internationalen Organisatio-
nen, ~Ie SIch neben einigen bzw. allen ihrer Mitgliedstaaten an multilateralen 
überemkommen beteiligen, in den durch diese übereinkommen errichteten 
V ~rwaltungsgr~mien nur Beobachterstatus (Sitz- und Rederecht, jedoch kein 
StImmrecht) emgeräumt wird. Dieser modus vivendi, der für "klassische" 
38 Ein Beisp!el hierfür ist Art. 1~. Abs.2 der Internationalen Weizenübereinkunft von 1971, die ein ~eIDes ~G-übereinkomme~ (ohne. BeteIligung von EG-Mitgliedstaaten) darstellt. Nach der genannten Vo~sc~nft 1st 
Jedes A~sfuhr- un~ Jedes Einfuhrland, worunter auch die EG verstanden wird, stimmberechtigtes MitglIed des 
InternatIOnalen Weizenrates, ABI. 1974 Nr. L 219, S. 24. 
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internationale Organisationen ohne wesentliche eigene Entscheidungsbefugnisse 
entwickelt wurde, wird indessen nicht den Besonderheiten der supranationalen 
EG gerecht, die ihr von den Mitgliedstaaten übertragene Hoheitsbefugnisse in 
eigenem Namen auch mit Wirkung gegenüber den delegierenden Mitgliedstaaten 
selbst ausüben kann. 
Daher muß der EG ermöglicht werden, in Fragen, die nach Gemeinschaftsrecht in 
die Gemeinschaftszuständigkeit fallen, mit den Stimmen ihrer Mitgliedstaaten, die 
zugleich Vertragsparteien sind, abzustimmen. Einer solchen Abstimmungsrege-
lung könnten die folgenden Lösungsmodelle zugrundegelegt werden: 
a) Der EG wird selbst kein Stimmrecht eingeräumt. Jedoch können bei 
Abstimmungen, die in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft fallen, die 
Stimmen der Mitgliedstaaten gemeinsam abgegeben werden. Dieses Modell, das 
das integrationspolitisch schwächste ist, wurde in Art. 50 des 4. Internationalen 
Zinn-übereinkommens gewählt, der besagt:39 
"Zwischenstaatliche Organisationen ... sind als solche nicht stimmberechtigt. In Fragen 
ihres Zuständigkeits bereiches können die Stimmrechte ihrer Mitgliedstaaten gemeinsam 
ausgeübt werden." 
Was unter "gemeinsamer Ausübung" zu verstehen ist, wird in dem übereinkom-
men selbst nicht klargestellt. Fraglos handelt es sich dabei um mehr als die bloße 
geschlossene Stimmabgabe der Mitgliedstaaten, bei der die Abstimmenden zwar 
im Innenverhältnis nach Absprache, im Außenverhältnis jedoch getrennt abstim-
men. Andererseits dürfte aus der Formel nicht folgen, daß die Stimmen der 
Mitgliedstaaten von der Gemeinschaft selbst abgegeben werden können. Vielmehr 
sind sie von einem der beteiligten Mitgliedstaaten (vorzugsweise der jeweiligen 
Ratsmacht) abzugeben. 
Bei dieser Konstruktion handelt es sich im Außenverhältnis um eine offene 
Vertretung der übrigen EG-Mitgliedstaaten durch den stimm abgebenden Staat, im 
Innenverhältnis aber um ein treuhänderisches Tätigwerden dieses Staates für die 
Gemeinschaft, die von einer eigenen Stimmrechtsausübung ausgeschlossen ist. Im 
Interesse einer Stärkung der Gemeinschaftsidee dürfte es sich empfehlen, bei 
Abstimmungen, die in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinsch~ft fallen, den 
treuhänderischen Charakter der Stimmrechts ausübung den übrigen Vertragspar-
teien in Form einer gemeinsamen Erklärung der Gemeinschaft und der Mitglied-
staaten zu notifizieren. 
In den in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallenden Bereichen dagegen wären 
diese weiterhin befugt, ihr Einzelstimmrecht auszuüben. Allerdings hätte nach 
Art. 116 EWGV ein gemeinschafts rechtliches Konzertierungsverfahr~n.vorausz~­
gehen, das von den beteiligten Mitgliedstaaten in besonderen Koordlmerungsslt-
39 ABI. 1972 Nr. L 90, S. I. 
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zungen, ggf. aber auch sur place durchgeführt werden könnte. O~ im k~nkreten 
Fall nach der einen oder anderen Alternative abzustimmen ist, bestimmt sich nach 
Gemeinschaftsrecht und ist von den Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit mit der 
Gemeinschaft zu entscheiden. 
b) Als weiteres Modell kommt in Betracht: 
Die Gemeinschaft verfügt wie zu a) zwar über kein eigenes Stimmrecht, ist jedoch 
berechtigt, als Gemeinschaft für Abstimmungen, die in ihren Zuständigkeits.be-
reich fallen, die Stimmen der Mitgliedstaaten geschlossen abzugeben. Diese 
gemeinschaftsfreundlichere Variante der Lösung zu a), bei der die Gemeinschaft 
im Außenverhältnis für ihre Mitgliedstaaten, im Innenverhältnis aber in Ausübung 
eigener Zuständigkeiten tätig wird, hat ihren Niederschlag in Art. 4 Abs. 2 des 
Internationalen Kakao-übereinkommens von 1975 gefunden. Diese Vorschrift 
besagt:40 
" ... zwischenstaatliche Organisationen haben selbst kein Stimmrecht; bei. ein~r 
Abstimmung über Angelegenheiten, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, smd sie 
jedoch berechtigt, die Stimmen ihrer Mitgliedstaaten abzugeben, und zwar gemeinsam. 
In diesem Fall sind die Mitgliedstaaten der zwischenstaatlichen Organisation nicht 
berechtigt, ihr Einzelstimmrecht auszuüben." 
c) Die (bisher nicht verwirklichte) integrationspolitische ZieUösung läge darin, 
daß der Gemeinschaft in den in ihre Zuständigkeit fallenden Bereichen ein eigenes 
Stimmrecht zuerkannt wird, das sie im eigenen Namen, jedoch mit der Zahl der 
Stimmen ihrer an dem übereinkommen beteiligten Mitgliedstaaten ausübt. 
Dagegen würden die Mitgliedstaaten in den in ihre Zuständigkeit fallenden 
Bereichen ihr Einzelstimmrecht behalten und wären insoweit nur nach Maßgabe 
des Art. 116 EWGV zu gemeinsamem Vorgehen gehalten, so daß auch bei dieser 
Alternative die Ausübung des mitglied staatlichen Einzelstimmrechts ausgeschlos-
sen wäre, wenn die Gemeinschaft ihr Stimmrecht ausübt, während andererseits die 
Ausübung des mitgliedstaatlichen Einzelstimmrechts die Ausübung des Stimm-
rechts der Gemeinschaft ausschlösse. 
Diese Lösung wird von der Gemeinschaft im Hinblick auf den von ihr 
angestrebten Beitritt zu dem Europäischen übereinkommen über den Tierschutz 
bei der Aufzucht befürwortet. Die EG-Kommission hat im Rahmen ihrer 
vorbereitenden Arbeiten die Aufnahme der folgenden Bestimmungen in den 
übereinkommenstext vorgeschlagen :41 
40 BGBI. 1.1 1977, 1301 H. Anzumerken ist, daß die Stimmrechtsregelung des Art. 4 Abs. 2 nur für den Rat der Internauonal~n Kakao-Org~ni~ation gilt~ während internationale Organisationen in dem (demRat.ve~twO~!­~hen) Exe~utl~aus.schuß !edlglich zur.Teiln~me an den Beratungen über Angelegenheiten berechngt smd, dle~ 
thren Zustandl~el~berelch f~l~n. Bel ~bstunmungen über in ihren Zuständigkeitsbereich fallende Ange1eg~nhel 
ten ,,~erden ?le StlIn~en, die ihre Mitgliedstaaten im Exekutivausschuß abzugeben berechtigt sind, gemeUlSaPl v~n emem dieser Mlt~iedstaaten abgegeben" (Art. 4 Abs. 3). Die für den Exekutivausschuß getroffene 
Summrechtsregelung gletcht daher der des 4. Internationalen Zinn-übereinkommens. 
41 Änder.ungsvorsch!~g der E~-Kommission bezüglich des Beitritts der Gemeinschaft zum Europäischen 
übereinkommen uber den Tierschutz bei der Aufzucht, EG Dok. Rl1388/74 (AGRI 362), 30.5.1974. 
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"In den in ihre Zuständigkeit fallenden Bereichen übt die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft ihr Stimmrecht mit der Zahl der Stimmen ihrer Mitgliedstaaten aus, die 
Signatarstaaten dieses übereinkommens sind. 
In den Fällen, in denen die Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
ihr Stimmrecht ausüben, übt diese das ihre nicht aus und umgekehrt." 
VI. EG-Schutzklauseln in multilateralen übereinkommen 
Wie bereits erwähnt, sind die Europäischen Gemeinschaften auf autonomer 
Rechtsordnung beruhende, auf fortschreitende Integration angelegte supranatio-
nale Organisationen mit weitreichenden rechtlichen und institutionellen Sonder-
beziehungen im Verhältnis zu ihren Mitgliedstaaten. So ist die Gemeinschaft 
befugt, mit bindender Wirkung Maßnahmen gegenüber den Mitgliedstaaten und 
unter gewissen Voraussetzungen auch mit unmittelbarer Geltung gegenüber den 
mitgliedstaatlichen Behörden und Gerichten sowie den einzelnen Marktbürgern 
zu treffen, ohne daß es hierzu eines nationalen Zustimmungsaktes oder - in den 
Fällen der unmittelbaren Durchgriffswirkung - eines nationalen Umsetzungsaktes 
bedürfte. Durch die Ausübung der ihr zustehenden Regelungsbefugnisse erweitert 
sie nicht nur ihren eigenen aktuellen Kompetenzbereich, sondern schränkt 
zugleich den Bereich ein, innerhalb dessen die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer 
konkurrierenden Zuständigkeiten berechtigt sind, eigene nationale Regelungen zu 
erlassen. Die weitgespannten Ziele der Gründungsverträge werden im Hinblick 
auf den einzelnen Marktbürger u. a. dadurch konkretisiert, daß im Anwendungs-
bereich des Vertrages jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
verboten ist (Grundsatz der Inländergleichbehandlung - Art. 7 EWGV). 
Dem hohen Maß bereits bestehender und in Zukunft noch weiter fortschreitender 
Vergemeinschaftung ist auch bei der Abfassung internationaler übereinkommen 
Rechnung zu tragen, denen die Gemeinschaft und/oder ihre Mitgliedstaaten als 
Parteien angehören sollen. Insbesondere ist sicherzustellen, daß der weitere 
Integrationsfortschritt nicht durch langfristige und unwiderrufliche Bindungen 
gegenüber Drittstaaten gefährdet wird (Art. 5 Abs. 2 EWGV). 
Diesem Erfordernis kann in bestimmten Fällen wegen des Inhalts der zu treffenden 
Regelung nur durch eine entsprechende EG-Schutzklausel sachgerecht entspro-
chen werden. Besondere Bedeutung kommt EG-Schutzklauseln zu, wenn durch 
das fragliche Vertragsverhältnis eine Meistbegünstigungsverpflichtung begründet 
werden soll und der Vorbehalt zu machen ist, daß der Grundsatz der Meistbegün-
stigung nicht die Gleichstellung mit Staatsangehörigen der EG-Mitgliedstaaten 
bedeuten kann. 
Die EG hat die Problematik solcher Schutzklauseln seit längerem erkannt und vor 
allem auf die Relativierung von Meistbegünstigungsklauseln im Verhältnis zu 
Dritt/ändern hingewirkt. Sie hat im Rahmen der Arbeiten der Interna:iona~ Law 
Commission der Vereinten Nationen an den Artikelentwürfen über dIe Melstbe-
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günstigungsklausel die Einfügung der folgenden Vorschrift in den vorläufigen Text 
angeregt:42 
" ... berühren die vorliegenden Artikel nicht die Rechte und Pflichten, die im Rahmen 
von Zusammenschlüssen ... ,im besonderen von Wirtschafts unionen, Zollunionen oder 
Freihandelszonen, für die Mitgliedsländer, die diesen Zusammenschlüssen angehören, 
bestehen. " 
Grundsätzlich können nach Art und Umfang des jeweiligen Vorbehaltes zwei 
Arten von E G-Schutzklauseln unterschieden werden (Voraussetzungen und Inhalt 
der vorhehaltenen Sonderregelung sind den Sacherfordernissen des Einzelfalles zu 
entnehmen): 
a) Sog. Bestandsklauseln (salvatorische Klauseln) beziehen sich auf die Einfüh-
rung oder Beibehaltung einer gewissen Bestimmungen des übereinkommens 
widersprechenden Sonderregelung im Verhältnis zwischen den EG-Mitgliedstaa-
ten bzw. diesen und der Gemeinschaft. Ein Beispiel einer solchen Bestandsklausel 
enthält ein Ratsvorschlag betreffend die Internationale Konvention über den 
Handel mit bestimmten Arten von freilebenden Tieren und wildwachsenden 
Pflanzen. Der Vorschlag lautet:43 
"Keine Bestimmung dieser Konvention kann der Beibehaltung oder Einführung einer 
Sonderregelung auf diesem Gebiet zwischen den Mitgliedstaaten der Euro~äischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, die sich aus dem Vertrag zur Gründung dieser Gememschaft 
ergibt, entgegenstehen." 
b) Dagegen bezwecken bloße Freizeichnungsklauseln die Einführung oder 
Beibehaltung einer über die Bestimmungen des übereinkommens hinausgehen-
den, diesen aber grundsätzlich nicht widersprechenden Sonderregelung im 
Verhältnis zwischen den EG-Mitgliedstaaten bzw. diesen und der Gemeinschaft. 
In der Regel handelt es sich dabei um einen interpretativen Vorbehalt, der eine 
w~iterreichende innergemeinschaftliche Sonderregelung ermöglichen soll. Frei-
zeIchnungsklauseln eignen sich besonders für Zollunionen und andere regionale 
Integrationszusammenschlüsse, wenn etwa die zu gewährende Inländerbehand-
lung vom Anwendungsbereich der Meistbegünstigungsklausel ausgeschlossen 
werde? soll. Als Beispiel sei ein EG-Vorschlag betreffend die Teilnahme der 
Gememschaft an der Internationalen Seerechtskonvention (vorgelegt auf der 3. 
42 Bemer~ungen d~r G~.meins~haft ~u dem vorläufigen Text der von der Kommission für Völkerrecht ausgearbeite-
ten Artikelen~rfe uber dIe. ~elstbegünstigungsklausel, EG Dok. S/1846/77 (COMER 341) OUR 22), 23. I\. 
1977; vgl. Bencht der KommISSIon für Völkerrecht über die Arbeiten ihrer 28. Sitzungsyeriode (3. 5.123. 7. 19?6). 
43 Vorschl~ des Ratsausschusses der Ständigen Vertreter betreffend eine EG-Bestandsklausel zum Abschlußemer 
Intemanonalen Konvention über den Handel mit bestimmten Arten von freilebenden Tieren und wildwachsenden 
Pflanzen, EG Dok. R/358/73 (AGRI 125), 13.2.1973. 
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Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen 1977) angeführt, der die Aufnahme 
der folgenden Freizeichnungsklausel in den Entwurftstext anstrebt: 44 
"Keine Bestimmung dieses übereinkommens kann es ausschließen, daß die Mitglied-
staaten dieser Zollunionen, Gemeinschaften oder übrigen auf regionale wirtschaftliche 
Integration gerichteten Verbindungen Vorschriften anwenden, die gemäß der Satzung 
dieser Zollunionen, Gemeinschaften oder übrigen auf regionale wirtschaftliche Integra-
tion gerichteten Verbindungen den Angehörigen dieser Staaten gegenseitig die 
Inländerbehandlung oder eine andere besondere Behandlung gewähren." 
So nützlich EG-Schutzklauseln als Gewähr für die Gemeinschaftsrechtskonfor-
mität eines bestimmten übereinkommens und den weiteren Integrationsfort-
schritt bei gleichzeitiger Förderung der Beziehungen zu Drittstaaten sein können, 
so sind sie doch, vor allem soweit es sich um Bestandsklauseln handelt, 
völkerrechtlich nicht unproblematisch. Da sie inhaltlich Ausnahmevorschriften 
darstellen, verbietet der Grundsatz der Effektivität des übereinkommens ihre 
Aufnahme in das Vertragsverhältnis, wenn sie mit dem sonstigen Inhalt oder dem 
Zweck des übereinkommens unvereinbar wären. Bedenken begegnen vor allem 
inhaltlich weitgehend unbestimmte Generalklauseln ("Beibehaltung oder Einfüh-
rung einer Sonderregelung auf diesem Gebiet"), da durch sie das Vertragsverhält-
nis entscheidend ausgehöhlt werden kann. Solche Generalklauseln sind völker-
rechtlich besonders kritisch, wenn sie nicht nur die Freistellung bestehender, 
sondern auch etwaiger zukünftiger Sonderregelungen VOn dem Anwendungsbe-
reich des übereinkommens bezwecken. 
Werden EG-Schutzklauseln nicht in den übereinkommens text selbst aufgenom-
men, sondern in Form eines einseitigen Vorbehaltes anläßlich der Unterzeichnung, 
der Ratifikation oder des Beitritts eingelegt, so können sich die folgenden 
zusätzlichen Probleme stellen: Da einseitige Vorbehalte von der herrschenden 
Lehre als Vertragsänderungsangebote angesehen werden, die der ausdrücklichen 
oder stillschweigenden Annahme durch die übrigen Vertragsparteien bedürfen, 
sind sie nur zulässig, solange noch keine endgültige vorbehaltslose Vertragsbin-
dung eingetreten ist. Dies ist fraglich, wenn die übrigen Vertragsparteien bereits 
ratifiziert haben bzw. dem übereinkommen förmlich beigetreten sind. Haben nur 
einige der Vertragsparteien bereits ratifiziert (bzw. den Beitritt erklärt), so ist 
fraglich, ob das übereinkommen mit denjenigen Parteien unter dem Vorbehalt 
zustandekommen kann, die noch nicht ratifiziert haben bzw. beigetreten sind.45 
44 EWG-Klauseln betreffend die Teilnahme der Gemeinschaft als Vertragspartei an der Internationalen Seerechts-
konvention (f extvorschlag 1977), EG Dok. 5/1947/77 (JUR 24) (AGRI 211 )(RELEX 193)(MARE 8), 2. 12. 1977; 
ähnlich bereits ein Textvorschlag der Kommission 1975, EG Dok. SEK (75) 4006, 20. 11. 1975. 
45 Vgl. Dahm, Völkerrecht, Bd. 111/1961, 97 ff.; Verdross, Völkerrecht, 5. Auf!. 1964, 165 H. 
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VII. Mitgliedstaatliches Handeln für die Gemeinschaft? 
In den vorangegangenen Abschnitten sind die Voraussetzungen und Formen einer 
EG-Beteiligung an multilateralen Völkerrechts übereinkommen erörtert worden. 
Schwierigkeiten können jedoch auch auftreten, wenn die von dem übereinkom-
men erlaßten Bereiche in die ausschließliche Gemeinschaftszuständigkeit fallen, 
die Gemeinschaft jedoch an einer Beteiligung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen verhindert ist. In diesem Falle haben die handlungsfähigen Mitgliedstaa-
ten ihre Kompetenzen an die EG verloren, die jedoch nicht in der Lage ist, diese 
selbst wahrzunehmen. Zu denken ist vor allem an Fälle, in denen eine 
EG-Beteiligung am politischen Widerstand der anderen Vertrags parteien scheitert 
oder deshalb ausgeschlossen ist, weil es sich um ein von einer internationalen 
Organisation ausgearbeitetes sog. geschlossenes übereinkommen handelt, die 
Gemeinschaft jedoch (noch) nicht Mitglied der betreffenden Organisation ist. Ein 
Beispiel hierfür bilden die von der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) 
ausgearbeiteten geschlossenen Arbeits- und Sozialübereinkommen. 
Die Rechtslage ist ähnlich, wenn trotz bestehender ausschließlicher Gemein-
schaftszuständigkeit nur ein gemischtes EG-übereinkommen realisierbar ist. 
Häufig sind Drittstaaten nur bereit, einer Gemeinschaftsbeteiligung zuzustimmen, 
wenn neben der EG auch deren Mitgliedstaaten Vertragsparteien werden.46 Diese 
Formel, die verkennt, daß die EG im Rahmen ihrer Zuständigkeiten aus eigenem 
Recht völkerrechtlich tätig werden kann, geht in der Regel auf das hohe Maß an 
Unklarheit zurück, das bei Drittstaaten über den Kompetenzumfang der 
Gemeinschaft herrscht. Sie kann auch der Befürchtung entspringen, daß die 
Effektivität des übereinkommens beeinträchtigt sein könnte, wenn der unmittel-
bare völkerrechtliche Durchgriff auf die politisch und wirtschaftlich stärkeren 
Mitgliedstaaten verwehrt ist. 
Ginge man in diesen Fällen davon aus, daß die EG-Mitgliedstaaten nicht anstelle 
der Gemeinschaft oder für diese auftreten und abschließen könnten, so müßte von 
dem Abschluß des in die ausschließliche Gemeinschaftszuständigkeit fallenden 
übereinkommens überhaupt Abstand genommen werden. Eine solche Abstand-
nahme könnte zwar bei formeller Auslegung des Art. 5 Abs. 2 EWGV 
gemeinschafts rechtlich geboten erscheinen, könnte jedoch im Einzelfall die 
Stellung der EG im internationalen Verkehr schwächen die Verwirklichung der 
Integrationsziele gefährden und damit dem materielle; Gemeinschaftsinteresse 
widersprechen. . 
46 So sieht An. 52 des Genfer übereinkommens vom 14. 11. 1975 über den internationalen Warentransport mit C~rn~ts TIR (TIR-Ubereinkommen) vor, daß die Gemeinschaft nicht eher Vertragspartei werden kann, als die 
MitglIedstaaten es geworden sind. 
I~ Rahmen der 3. Internationalen Seerechtskonferenz der Vereinten Nationen vertreten die Vereinigten Staaten 
*e Auffassung, daß ZolJ- und ~irtschaftsunionen (insbesondere der EWG) die Teilnahme nur unter der 
oraussetzung gestattet werden konnte, daß auch alle Mitgliedstaaten der zukünftigen Konvention beitreten. 
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Der auftretende Konflikt zwischen formeller und materieller Gemeinschaftstreue 
kann nur in der Weise gelöst werden, daß die handlungsfähigen, aber kompetenz-
losen Mitgliedstaaten für die kompetente, aber handlungsunfähige Gemeinschaft 
tätig werden. Dieser Tatbestand kann als mitgliedstaatliches Handeln für die 
Gemeinschaft oder als kommunitäre Aktion der Mitgliedstaaten (actio pro 
communitate) bezeichnet werden. Seine materielle Rechtfertigung muß sich im 
Einzelfall aus den konkreten Umständen ergeben, wird jedoch nur unter 
bestimmten engen tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen (unabweisbarer 
Bedarf eines konzertierten Vorgehens der Mitgliedstaaten bei gleichzeitiger, auf 
absehbare Zeit nicht zu behebender Handlungsunfähigkeit der Gemeinschaft) zu 
bejahen sein. 
Die Rechtsprechung des EuGH und das Schrifttum haben sich mit dieser Frage 
bisher nicht befaßt. Jedoch dürfte in diesem Zusammenhang zu beachten sein, daß 
der Gerichtshof wiederholt unterstrichen hat, daß in Ermangelung geeigneter 
Bestimmungen auf Gemeinschaftsebene die Zuständigkeit der einzelnen Mitglied-
staaten zum Erlaß vorübergehender nationaler Maßnahmen nicht bestritten 
werden kannY Daraus dürfte a fortiori folgen, daß auch ein gemeinsames und im 
Gemeinschaftsinteresse sogar gebotenes Vorgehen der Mitgliedstaaten, das sich 
materiell als Gemeinschaftslösung darstellt, zulässig sein muß. 
Noch ungeklärt sind die möglichen Rechtsformen eines mitgliedstaatlichen 
HandeIns für die Gemeinschaft. Drei Lösungsalternativen können in Betracht 
gezogen werden: 
a) Die Gemeinschaft rücküberträgt ihren Mitgliedstaaten gewisse ihrer Befugnis-
se zur Ausübung im eigenen Namen. Diese Lösung erschiene zwar rechtskon-
struktiv klar, jedoch gemeinschaftsrechtlich bedenklich. Da den Mitgliedstaaten 
durch eine Rückdelegation von Gemeinschaftsbefugnissen Handlungsfreiheit 
eingeräumt würde, begäbe sich die EG grundsätzlich jeder Einflußmöglichkeit auf 
das Ob und Wie der Ausübung, was einem unzulässigen Verzicht nahekäme. Der 
EuGH hat zwar in seinem Gutachten Nr. 1/76 die übertragung gewisser 
Entscheidungsbefugnisse auf eine durch EG-übereinkommen geschaffene zwi-
schenstaatliche Organisation (Stillegungsfonds für die Binnenschiffahrt) als 
Zugeständnis an die Beteiligung von Drittstaaten (Schweiz) unter der Vorausset-
zung gewisser institutioneller Garantien für zulässig erklärt, sich jedoch nicht zur 
Zulässigkeit einer übertragung der Abschlußkompetenz selbst ausgesprochen. 
b) Als zweite Lösungsmöglichkeit käme in Betracht, die Gründungsverträge 
durch die Beteiligung aller Mitgliedstaaten an einem in die ausschließliche 
Gemeinschaftskompetenz fallenden übereinkommen stillschweigend und punk-
tuell (ad hoc) zu ändern. Während bei der Rückdelegationdie Kompetenzverlage-
rung von der Gemeinschaft ausginge, läge die Initiative einer Vertragsänderung bei 
47 Vgl. Urteil des EuGH vom 16. 2. 1978, Rs. 61/77 (Kommission ./. Irland), Sig. 1978, 417 = EuR 1978,259 mit 
Anm. Beutler; dazu Verf., Anmerkungen zu jüngsten Entscheidungen des EuGH, JZ 1978, 344 ff. 
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den Mitgliedstaaten als den Herren der Verträge. Grundsätzlich steht es den 
Vertragsparteien frei, völkerrechtliche Absprachen einvernehmlich zu ergänzen, 
abzuändern oder aufzuheben (Grundsatz der Parteiautonomie). Die Ergänzung, 
Änderung oder Aufhebung kann auch stillschweigend durch den Abschluß ei~es 
entgegenstehenden neuen Abkommens aller ursprünglichen VertragsparteJen 
erfolgen (Grundsatz der lex posterior). Fraglich ist jedoch, ob dieser Grundsatz 
auch für die Änderung der Gründungsverträge internationaler oder supranationa-
ler Organisationen gilt, deren Besonderheit darin liegt, daß durch sie neue 
Völkerrechtssubjekte geschaffen werden, die, mit eigenem institutionellem Gefüge 
und eigener Willensbildungsfähigkeit ausgestattet, in der Lage sind, auch den 
Mitgliedstaaten selbst mit eigenständigen Rechten und Pflichten gegenüberzutre-
ten. Verschiedene Autoren haben die Zulässigkcit einer ad hoc-Vertragsänderung 
unter Umgehung der in den Gründungsverträgen selbst vorgeschriebenen 
Vertragsänderungsverfahren verneint.48 Sie liefe in der Tat darauf hinaus, jede 
einvernehmliche Vertragsdurchbrechung zu legitimieren, die ansonsten als Ver-
tragsverletzung anzusehen wäre. Die bestehenden Bedenken dürften auch nicht 
auszuräumen sein, wenn die Gemeinschaft selbst einem solchen Verfahren 
zustimmen würde, da auch die Zustimmung zur Durchbrechung der Gründungs-
verträge unzulässig sein dürfte. 
c) Als dritte Lösungsmöglichkeit käme schließlich eine Ermächtigung der 
Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten in Betracht, im Interesse und "für Rechnung" 
der Gemeinschaft treuhänderisch tätig zu werden. Die Ermächtigung könnte 
durch das zuständige Organ (Ministerrat) etwa in Form einer an die Mitgliedstaa-
ten gerichteten Entscheidung erteilt werden, deren Form einem Verhandlungs-
mandat des Rates an die Kommission nachgebildet werden könnte. Die im Recht 
der Vereinten Nationen (Art. 75 der UN-Charta) und im innerstaatlichen Recht 
entwickelten Grundsätze' des Instituts der Treuhandschaft (trusteeship ) könnten 
ergänzend zu Hilfe gezogen werden. 
Diese Alternative entspräche dem Gemeinschaftsinteresse am besten. Die treuhän-
derisch handelnden Mitgliedstaaten, die im eigenen Namen aufträten, wären nur 
im Außenverhältnis frei, im Innenverhältnis jedoch nach Maßgabe des Treuhand-
~erhältnisses gegenüber der Gemeinschaft gebunden, die damit weisungsberech-
ugt bliebe und eine weitreichende Sachherrschaft behielte. Die mitgliedstaatliche 
Verfügungsbefugnis bestünde mithin nur im Außenverhältnis zu vollem Recht, 
während sie im Innenverhältnis zweckgebunden wäre. Dem Gemeinschaftsinter-
esse k~nnte zudem dadurch verstärkt entsprochen werden, daß das innergemein-
schafthche Treuhandverhältnis den beteiligten Drittstaaten in Form einer gemein-
samen Erklärung der Mitgliedstaaten bekanntgegeben würde, auf die bei Abstim-
48 Krück. (Fn. 20), 103, mit Hinweis auf Bleckmann, EuR 1976, 301 H. 305 H.· vgl. /psen, Europäisches 
Gememschaftsrecht, 1972, 211. ' , 
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mungen über im ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft liegen-
de Fragen Bezug genommen werden könnte. 
Auch die Annahme eines Treuhandverhältnisses zwischen der EG und ihren 
Mitgliedstaaten wirft verschiedene Rechtsfragen auf, die der Klärung bedürfen. 
Die Lösungsmöglichkeiten können im folgenden nur angedeutet werden. 
Ungeklärt ist, ob das "zu treuen Händen" geschlossene übereinkommen der nach 
nationalem Recht vorgeschriebenen Zustimmung der gesetzgebenden Körper-
schaften bedarf (in der Bundesrepublik Deutschland unter den Voraussetzungen 
des Art. 59 Abs. 2 GG), obwohl die Mitgliedstaaten nur im Außenverhältnis zu 
vollem Recht, im Innenverhältnis aber im Auftrag und für Rechnung der 
Gemeinschaft tätig würden. Die Frage wird schon deshalb zu bejahen sein, weil 
sich die völkerrechtlichen Pflichten der treuhänderisch auftretenden Mitgliedstaa-
ten allein nach dem Außenverhältnis bestimmen, während eine eventuelle 
Freistellung durch die Gemeinschaft - sofern eine solche gemeinschaftsrechtlich 
überhaupt zulässig sein sollte - nur im Innenverhältnis wirksam werden könnLe. 
Die genannte Frage steht in engem Zusammenhang mit der weiteren Frage, ob das 
treuhänderisch geschlossene übereinkommen auch die Gemeinschaft, ihre Organe 
und ggf. diejenigen Mitgliedstaaten zu binden vermag, die sich selbst an dem 
übereinkommen nicht beteiligt haben. Eine unmittelbare völkerrechtliche Bin-
dung gegenüber Drittstaaten scheidet mangels formeller Partei stellung der 
Gemeinschaft aus. Fraglich ist, unter welchen Voraussetzungen eine entsprechen-
de gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung begründet werden kann. Art. 228 Abs. 2 
EWGV ist schon deshalb nicht unmittelbar anwendbar, weil die verfahrensrechtli-
chen Voraussetzungen des Art. 228 Abs. 1 EWGV nicht erfüllt sind. In Betracht 
käme daher nur ein besonderer Gemeinschaftsrechtsakt auf der Grundlage der 
entsprechenden innergemeinschaftlichen Ermächtigungsnorm (subsidiär Art. 235 
EWGV). Ein solcher Verpflichtungsakt könnte in einem mit dem Genehmigungs-
akt der Gemeinschaft erlassen werden, durch den dem von den Mitgliedstaaten 
ausgehandelten übereinkommen zugestimmt wird. Liegt das übereinkommen 
bereits zur Zeichnung bzw. zum Beitritt auf, so könnte die entsprechende 
Gemeinschaftsverpflichtung bereits im Ermächtigungsakt (für den Fall der 
Ratifikation bzw. des Beitritts der Mitgliedstaaten) eingegangen werden. 
Ungeklärt ist schließlich auch noch, ob und ggf. in welcher Form die EG die 
Mitgliedstaaten zu treuhänderischem Tätigwerden im Außenbereich verpflichten 
(also nicht nur berechtigen) kann. Für das Ergebnis erweist es sich u. a. als 
entscheidend, in welchem Umfang die Gemeinschaft in der Lage ist, die 
Mitgliedstaaten im Innenverhältnis durch übernahme gewisser völkervertragli-
cher Staatenverpflichtungen freizustellen. 
Ein treuhänderisches Tätigwerden der Mitgliedstaaten kann im Einzelfall d~m 
Gebot der Gemeinschaftstreue (Art. 5 EWGV) entsprechen. Jedoch werden SIch 
aus dieser Vorschrift angesichts des weiten Ermessensspielrau~.es, den sie den 
Mitgliedstaaten beläßt, in der Regel keine hinreichend konkrettslerbaren Hand-
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lungspflichten, sondern nur Unterlassungspflichten herleiten lassen, aus denen 
im Verletzungsfalle auf Schadenersatz geklagt werden kann. Konkrete Hand-
lungspflichten können zwar aus anderen Bestimmungen der Gründungsv~r­
träge fließen (z. B. Art. 14,33 EWGV) , jedoch ist auch in ihnen keme 
konkrete Verpflichtung zur Eingehung völkerrechtlicher Bindungen vorgesehen. 
Daher bedarf es zur Begründung einer mitgliedstaatlichen Verpflichtung, einem 
bestimmten internationalen übereinkommen beizutreten, in der Regel eines 
besonderen Aktes des sekundären Gemeinschaftsrechts, der auf eine entsprechen-
de Ermächtigungsnorm der Gründungsverträge (z. B. Art. 75, 100,235 EWGV) zu 
stützen wäre. Zu denken wäre insbesondere an eine Richtlinie oder eine an die 
Staaten gerichtete Entscheidung. 
Beachtung verdient in diesem Zusammenhang der von der EG-Kommission 
vorgelegte Entwurf einer Ratsverordnung über den Beitritt zu dem übereinkom-
men der Vereinten Nationen über einen Verhaltenskodex für Linienkonferenzen,'9 
der, gestützt auf Art. 84 Abs. 2 EWGV (Zuständigkeit des Rates zum Erlaß von 
Vorschriften für die Seeschiffahrt und Luftfahrt), die Mitgliedstaaten verpflichten 
soll, den genannten Verhaltenskodex zu ratifizieren oder ihm beizutreten (Art. 1 
Abs. 1). Die EG-Kommission hat ausgeführt, daß damit an Stelle eines derzeit 
nicht durchsetzbaren EG-Beitritts zum Ausdruck gebracht werden solle, daß der 
Abschluß des übereinkommens ein gemeinschaftliches Anliegen sei. Die britische 
Delegation hat eine entsprechende Gemeinschaftszuständigkeit bestritten und eine 
gemeinschaftliche Verpflichtung, aufgrund derer sich das Vereinigte Königreich 
den Bestimmungen eines internationalen übereinkommens unterwerfen müsse, 
verneint. Auch die Bundesrepublik Deutschland hat Bedenken angemeldet, jedoch 
ist die deutsche Haltung noch nicht abschließend abgestimmt. 
Die EG-Kommission hat in jüngster Zeit einen erneuten Vorstoß in die gleiche 
Richtung unternommen. Sie hat den Entwurf einer Richtlinie des Rates über die 
Ratifikation von übereinkommen über die Sicherheit im Seeverkehr vorgelegt, 
dessen Art. 1 die Mitgliedstaaten verpflichten soll, bestimmte internationale 
übereinkommen zu ratifizieren bzw. ihnen beizutreten, soweit sie dies bisher 
no~h nicht getan haben. 50 Die britische Delegation hat gegen den Entwurf d~e 
gleIchen Einwände erhoben wie im obigen Fall und der EG lediglich die Befugms 
zuerkannt, eine Empfehlung auszusprechen. 
Die Frage nach der Zulässigkeit der in Aussicht genommenen Gemeinschafts-
rechtsakte. beinhaltet eine grundsätzliche Entscheidung über Inhalt und Grenzen 
der ~emel.nschaftsgewalt im institutionellen Gefüge der Gründungsverträge, von 
der ~le welte~e Ausgestaltung der auswärtigen Gemeinschaftsgewalt entscheidend 
abhangen durfte. Ihre Bejahung würde u. a. bedeuten, daß die nationalen 
49 EG Dok. Rl3245/77 (MAR 37) (RELEX 123). 
50 EG Dok. Rlll8t/78 (MAR25) (ENV. 73) (MARE 6). 
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Parlamente ihre nach nationalem Recht etwa erforderliche Mitwirkung nicht 
verweigern könnten, ohne durch eine Weigerung gegen vorrangiges Gemein-
schaftsrecht zu verstoßen. 
Eine sachgerechte Lösung wird einerseits von der durch die Rechtsprechung des 
EuGH bestätigten Kompetenzkongruenz der EG im Innen- und im Außenbereich 
auszugehen haben. Aus diesem Prinzip dürfte folgen, daß die Gemeinschaft im 
Rahmen ihrer Befugnisse ihre Mitgliedstaaten nicht nur im Innenverhältnis, 
sondern auch im Außenverhältnis zum Handeln anhalten kann. Andererseits wird 
zu berücksichtigen sein, daß die Gemeinschaft nach Maßgabe ihrer Zuständigkei-
ten nicht nur berechtigt ist, bestimmte Maßnahmen zu ergreifen, sondern hierzu 
auch verpflichtet ist, wenn die Wahrung des Gemeinschaftsinteresses dies 
erfordert. Sie kann sich dieser Verpflichtung nicht dadurch entziehen, daß sie sie 
den Mitgliedstaaten überbürdet. Dies gilt auch im Außenbereich : Erweist sich eine 
Gemeinschaftsregelung im Verhältnis zu Drittstaaten als erforderlich, so hat die 
Gemeinschaft diese Regelung grundsätzlich selbst und unmittelbar zu treffen. Sie 
genügt ihren Verantwortlichkeiten nicht dadurch, daß sie lediglich einen gemein-
schahsinternen Rechtsakt (z. B. Entscheidung oder Richtlinie) schafft, durch den 
sie die Mitgliedstaaten zu einem bestimmten Tätigwerden im Außenbereich anhält, 
wenn sie ebensogut selbst in der Lage wäre, die entsprechende Maßnahme 
unmittelbar zu ergreifen. 
Eine Befugnis der Gemeinschaft, die Mitgliedstaaten zur Beteiligung an einem 
völkerrechtlichen übereinkommen zu verpflichten, dürfte daher al1enfal1s in 
außergewöhnlichen, notstandsähnlichen Konfliktsituationen anzunehmen sein. 
Sie dürfte im einzelnen von den folgenden Voraussetzungen abhängig zu machen 
sein: der zumindest potentiel1en Gemeinschaftszuständigkeit für den von dem 
übereinkommen erfaßten Bereich; der auf absehbare Zeit nicht zu behebenden 
Unmöglichkeit eines eigenen Tätigwerdens der Gemeinschaft aus außerhalb ihrer 
selbst gelegenen Gründen; schließlich dem unabweisbaren Bedürfnis der ange-
strebten Regelung zur Verwirklichung der Integrationsziele der Gemeinschaft. 
Die wachsende "V ergemeinschaftung" der wirtsc~aftlichen B~ziehungen zu 
Dritt/ändern hat die EG-Beteiligung an völkerrechthchen überemkommen zu 
einem unentbehrlichen Instrument der Gemeinschaftsaktion gemacht. Die man-
nigfachen Formen der Teilnahme der Gemeinschaft am internationalen Verkehr-
Spiegelbild des sich verdichtenden Netzes innergemeinschaftlicher Rechtset~~ngs­
und Verwaltungstätigkeit- haben der Gemeinschafts-, aber auch der Volker-
rechtsordnung neue Impulse verliehen. 
Zweifel10s befinden sich die Außenbeziehungen der Europäischen Gemeinschaf-
ten derzeit in einer Phase stürmischer Rechtsentwicklung, deren weiterer Verlauf 
noch nicht abzusehen ist. Die Ausgestaltung der völkerrechtlichen Ver~ragsver­
hältnisse mit Gemeinschaftsbeteiligung ist daher oft noch unsJ~temaus~h und 
prekär. Vielfalt und Komplexität der Erscheinungsformen des mternauonalen 
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Wirtschaftslebens erschweren die Erarbeitung allgemeingültiger Schemata und 
Muster. Hinzu kommt, daß nicht nur den Besonderheiten des jeweiligen Rege-
lungsgegenstandes, sondern auch den wechselnden politischen Begleitumständen 
Rechnung zu tragen ist. 
Theorie und Praxis sind besonders auf neuen und im Flusse befindlichen Gebieten 
wie im Bereich der teilweise hochbrisanten Außenbeziehungen der Gemeinschaft 
eng miteinander verbunden. Die Aufgabe des Juristen besteht hier in erster Linie 
darin, den Entwicklungen der internationalen Praxis vorbereitend und mitgestal-
tend den Weg zu weisen. Er bedarf hierzu des Realitätssinnes, aber auch des 
Engagements für das europäische Einigungswerk. 
